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Rede des Fraktionsvorsitzenden der Linkspartei vor 

Karstadt am 8.6.09 

09.06.2009 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

im Namen der Linksfraktion im Rat der Stadt Duisburg überbringe ich Euch unsere solidarischen 
Grüße. Wir stehen an Eurer Seite im Kampf um den Erhalt Eurer Arbeitsplätze.  

Wir haben uns seit rund 10 Jahren im Rat und in der Kommunalpolitik dafür eingesetzt, dass die 
Innenstadt wiederbelebt wird. Wir waren immer gegen das Multi Casa oder besser „Casablanca“ auf 
dem Güterbahnhofsgelände. 

Es hätte unsere Innenstadt vollends kaputt gemacht. Jetzt droht die Insolvenz von Arcandor und damit 
von Karstadt als Ankermieter des neu erbauten Forums. Nicht auszudenken, welche negativen 
Wirkungen eine Schließung auf den umliegenden Handel und die weiteren Vorhaben in der Innenstadt 
hätte. Zusammen mit den Duisburger Arbeitsplätzen bei Karstadt stehen 56.000 Arbeitsplätze auf dem 
Spiel.  
Wir können uns eine Pleite von Karstadt auch kommunalpolitisch überhaupt nicht leisten.  

Ich möchte noch zwei Punkte ansprechen, die uns als Linkspartei sehr wichtig sind:  

Zum Ersten: Die Tatsache, dass Arcandor die Insolvenz droht, hat auch damit zu tun, dass angesichts 
der globalen Finanzkrise die Banken kaum noch Kredite heraus rücken. Die Bundesregierung hat 
ihnen aber 480 Milliarden Euro in Form von direkten Einlagen oder Krediten zur Verfügung gestellt. 
Leider ohne klare Bedingungen im Kreditgeschäft und hinsichtlich der Arbeitsplatzsicherung. Auch 
Eure Situation beweist, dass dies von der Mehrheitspolitik dringend geändert werden muss. Arcandor 
braucht jetzt öffentliche Hilfen, um das Schlimmste zu verhindern, aber wir dürfen auch die großen 
Eigner nicht aus ihrer sozialen Verantwortung lassen.  

Zum Zweiten: Die Schwierigkeiten im Einzelhandel – und zwar auch schon vor der akuten Finanz- und 
Wirtschaftskrise, die im letzten Spätsommer begann – haben neben hausgemachten Faktoren bei 
Arcandor auch in der mangelnden Massenkaufkraft bzw. Binnennachfrage eine wesentliche Ursache. 
Wenn jahrelang Sozialabbau und Lohndumping betrieben wird, darf man sich nicht wundern, dass viele 
Menschen nur noch in Billig- und 1-Euro-Läden oder in armen Stadtteilen wie in Marxloh hängen 
bleiben, weil sie es sich einfach nicht mehr leisten können, bei Karstadt einzukaufen, obwohl sie sicher 
gern kommen würden. Das schlägt sich in rückläufiger Kundschaft, mangelnden Umsätzen, 
Arbeitsplatzgefährdung und der Gefährdung ganzer Warenhäuser nieder. Arcandor ist unter anderen 
auch dafür ein Beispiel. DIE LINKE will, dass dieser „Race to the bottom“, wie die Engländer sagen, 
diese laufende Verschlechterung der Einkommen, der Entgeltstrukturen und dieser massive 
Sozialabbau gestoppt werden, bevor noch mehr den Bach runter geht. Wir brauchen deshalb auch 
gesetzliche Mindestlöhne.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wünschen Euch alles Gute in Eurem Kampf, unsere Solidarität 
habt Ihr! 
Glück auf! 

 

Rede zum Beschluss des Rates zum Haushalts-

sanierungsplan / Haushalt 2012 am 25. Juni 2012 

25.06.2009 

Herr Bürgermeister,  
werte Mitglieder des Rates, 
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liebe Zuhörerinnen und Zuhörer,  

die diesjährige Haushaltsdebatte steht unter besonderen Vorzeichen. Nach zahllosen Vorstößen aus 
der Kommunalfamilie und ihrer Spitzenorganisationen, nach vielen Protesten hat das Land das 
Gemeindehaushaltsrecht verändert, die Fristen für ein Haushaltssicherungskonzept verlängert, die 
Verteilung der GFG-Mittel erfolgt gerechter. Auch der Bund hat sich endlich bewegt und übernimmt die 
Grundsicherung im Alter. Und es gibt den Stärkungspakt Stadtfinanzen des Landes. Alles 
Maßnahmen, die endlich einmal in Rechnung stellen, dass die große Mehrzahl der Kommunen in NRW 
finanziell schwimmt oder bereits landunter meldet. Bei allen, auch schweren Fehlentscheidungen und 
Fehlentwicklungen auf kommunaler Ebene – ich erwähne nur Gebag, DBV, TaM oder City-Palais - die 
wesentlichen Ursachen sind klar, es ist die anhaltende Umverteilungspolitik von unten nach oben, mit 
der sich verschiedene Bundesregierungen versündigt haben und eine kommunalfeindliche Politik, die 
den Kommunen  eine angemessene Finanzausstattung für ihre gesetzlichen Pflichtaufgaben 
verweigert. Das muss sich ändern und wir erwarten von einer neuen Bundesregierung ein 
entsprechend zügiges und mutiges Handeln!  

Der Stärkungspakt Stadtfinanzen löst die Finanzmisere der Kommunen nicht grundsätzlich und 
nachhaltig. Er kann es auch nicht, weil der Bund für Steuern und Sozialgesetze hauptverantwortlich ist. 
Deshalb sagen wir: Wir nehmen notgedrungen am Stärkungspakt des Landes teil, aber er verschreibt 
uns eine Rosskur mit ungewissen Heilungschancen. Faktoren außerhalb der kommunalen Reichweite, 
Gerichtsurteile wie jüngst zu den KdU, aber insbesondere eine neue schwere Wirtschafts- und 
Finanzkrise, Steuerverluste und Zinssprünge könnten alle Planungen über den Haufen werfen. Doch 
dafür sind andere verantwortlich. Und diese sind mit ihrer Verantwortung an den entsprechenden 
Stellen zu konfrontieren.  

Als eine von 34 Kommunen wird Duisburg binnen 10 Jahren mit rd. 420 Mio. Euro an den Mitteln des 
Stärkungspakts partizipieren. Die Verwaltung hat nach monatelanger Arbeit ein Maßnahmenpaket 
vorgelegt, um den Haushalt zusätzlich zu dem fortgeschriebenen HSK in Höhe von rd. 120 Mio. Euro 
um weitere 61 Mio. bis 2016 und um 82 Mio. bis 2021 zu verbessern. Ab 2021 muss unsere Stadt den 
Haushaltsausgleich ohne jede besondere Finanzhilfe des Landes erreichen.  

Nach wochenlangen und intensiven Beratungen in unserer Fraktion und mit unseren 
Kooperationspartnern sind wir davon überzeugt: das Maßnahmenpaket der Verwaltung ist nicht 
alternativlos. Nicht alles, was zur Haushaltserleichterung beiträgt, ist politisch sinnvoll und vertretbar.  

Im Ergebnis wollen wir es substantiell verändern. Rd. 30 der 140 Maßnahmen lehnen wir komplett ab, 
17 sollen deutlich verändert werden. Das Volumen macht mit rd. 22 Mio. Euro ein Drittel der 
Verwaltungsvorschläge aus.  

Die Erarbeitung unserer Alternative war ein hartes Stück Arbeit. Vorausgegangen waren monatelange 
Diskussionen – auch mit zahlreichen bürgerschaftlichen Akteuren, städtischen Töchtern, Personalräten 
und Verwaltung. Wir haben die vielfältigen Proteste, besorgten Anfragen und Vorschläge aus der 
Stadtgesellschaft ernsthaft geprüft. Wir wollen, dass die Bürgerbeteiligung im Haushaltsgeschehen in 
dieser Stadt künftig ausgebaut und kultiviert wird. Dass damit Lern- und Erfahrungsprozesse für Politik, 
Verwaltung und Bürgerschaft verbunden sind, versteht sich von selbst.  

Ziel der LINKEN war es, soziale Ausgewogenheit zu erhalten, lebenswichtige Strukturen, 
demokratische Beteiligungsmöglichkeiten und Instrumente kommunaler Selbstverwaltung nicht zu 
zerstören. Dafür mussten wir selbstverständlich auch Kompromisse eingehen – in der eigenen 
Fraktion, in der Kooperation sowie im Rahmen gesamtstädtischer Überlegungen. Was wir ablehnen, 
sind  insbesondere saftige Beitragserhöhungen für Kindertages-einrichtungen, aber auch alle 
Maßnahmen, die soziale Hilfseinrichtungen existenziell bedrohen würden. Ablehnen wollen wir auch 
alles, was Sprachförderung gerade in einer Stadt wie Duisburg zurückwirft, bildungs- und 
jugendpolitische Angebote zerstört und was dem Druck auf die Tarife der Beschäftigten bei 
Reinigungsdiensten, der Hausmeister oder der Beschäftigten der Wirtschaftsbetriebe Tür und Tor 
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öffnen würde.  

Rat, Bezirksvertretungen und Fachausschüsse sollen ab der nächsten Wahlperiode verkleinert werden. 
Die Politik selbst muss auch ihren Beitrag zur Haushaltsverbesserung leisten. Den sehr weit gehenden 
Vorschlägen der Verwaltung wollen wir aber nicht folgen, weil damit ein Abbau von Demokratie und 
Bürgernähe befürchtet werden muss. Aus diesem Grund lehnt DIE LINKE auch die Einstellung von 
Behinderten- und Seniorenbeirat ab.  

Bis 2023 werden rd. 1.200 Beschäftigte der Verwaltung altersbedingt und geschätzte 600 durch 
Fluktuation ausscheiden. Seit langem häufen sich Konflikte um Unterbesetzung, die Abwicklung von 
enormen Zeitguthaben und Berufsperspektiven. DIE LINKE setzt sich entschieden für ein 
Personalentwicklungskonzept ein, das  Aufgabenbewältigung, Ausbildung und Übernahme auch in der 
Verwaltung einer überschuldeten und schrumpfenden Stadt sichert. Wir erwarten von der Stadtspitze, 
dass sie die Informations- und Mitbestimmungsrechte des Personalrats nicht nur strikt beachtet, 
sondern ein neues Kapitel in der konstruktiven Zusammenarbeit mit der Arbeitnehmer-vertretung 
aufschlägt. Wir erwarten eine Umsetzungsvereinbarung hinsichtlich der Konsequenzen aus HSK und 
HSP zwischen Verwaltung und Personalrat.  

Ernst machen will die Kooperation mit der Umstrukturierung von Teilen der Verwaltung und einiger 
städtischer Töchter (u.a. DMG, IDE). Auch der Einkauf soll komplett neu organisiert werden. Davon 
versprechen wir uns erhebliche Effizienzgewinne und Kosteneinsparung. Wir wollen mit einer 
realistischen Einsparsumme starten und ohne Luftbuchungen. Wir halten es in diesem Zusammenhang 
für bemerkenswert, dass die CDU – die anderen gerne Luftbuchungen vorwirft – aus einer 
Neuorganisation des Einkaufs die ursprüngliche und sehr mangelhafte und unhaltbare 
Gutachterposition von 30 Mio. Euro im HSP festschreiben will. Das ist schon kein haushaltspolitischer 
Luftballon mehr, sondern ein ganzes Luftschiff. Die Hindenburg-Katastrophe von 1937 lässt grüßen. So 
etwas ist nicht nur nicht genehmigungsfähig, sondern einfach albern.  

Meine Damen und Herren,  
auch wir unterstützen das vom Stadtsportbund vorgeschlagene Bäderkonzept, das alternativ zu den 
weitgehenden Schließungsvorschlägen der Verwaltung steht. Wir möchten uns ausdrücklich für die 
konzeptionellen Überlegungen des SSB bedanken. Sie haben uns sehr geholfen.  

Wir wissen, dass wir Walsum und Homberg mit der Aufgabe von Freibäderbe-reichen einiges 
abverlangen, um Schlimmeres zu verhindern. Auch im Bezirk Süd kommen keine zustimmenden Rufe 
angesichts der weiterhin ungewissen Zukunft der Bäderlandschaft. Im gesamtstädtischen Interesse 
sehen wir derzeit aber keine sinnvollen Alternativen und bitten zu bedenken: Unsere Stadt behält auch 
künftig über ein Dutzend Bäder, weitere – auch populäre - Freibademöglichkeiten nicht 
mitgerechnet.  Wir würden uns übrigens freuen, wenn die Auslastung unserer Bäder das ganze Jahr 
über deutlich steigen würde.  
Da allerdings bereits über 50 % von Vereinen geführt werden, was die Nutzung – neben dem auch 
künftig gesicherten Schulschwimmen – auf Vereinsmitglieder beschränkt, strebt die LINKE eine 
Verständigung mit dem SSB über Bürgerschwimmzeiten an.  

Was die heiß diskutierte Zukunft der Opernehe mit Düsseldorf betrifft, so war für uns immer klar: Eine 
Schließung von erstklassigen Kultureinrichtungen und die Zerstörung ihres Verbunds kommt überhaupt 
nicht infrage. Andererseits muss angesichts der haushaltspolitischen Zwangslage alles auf den 
Prüfstand, insbesondere große Kostenblöcke. Die LINKE setzt sich deshalb für den 
Kooperationsvorschlag ein, der eine Einsparvorgabe von knapp 1,5 Mio. vorsieht sowie  präzisierende 
Hinweise für die künftige Geschäftspolitik und Programmgestaltung. Der LINKEN ist es besonders 
wichtig, dass endlich die veränderte Zusammensetzung unserer Stadtbevölkerung in den Programmen 
von Sprechtheater, Oper und Philharmonie berücksichtigt wird. Das Angebot entspricht bis heute nicht 
der multikulturellen Zusammensetzung unserer Stadtbevölkerung, ihren Bedürfnissen und Potentialen. 
So hat auch der Städtetag unlängst an die Kommunen appelliert, hier deutlich mehr zu tun. Wir sind 
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sicher, dass eine aufgeschlossene Herangehensweise sich auch positiv für die Finanzierung der 
Kulturaufgaben auswirken würde. Duisburg muss nicht nur als Oberzentrum für viele umliegende 
Kommunen Kulturangebote vorhalten, sondern sollte sich auch durch eine beispielgebende 
Kulturpolitik auszeichnen, die die gesamte Stadtbevölkerung im Auge hat. Die Schließung der 
Rheinhausenhalle lehnen wir auch aus diesem Grund ab.  

Die von den LINKEN unterstützten Kompensationsvorschläge sehen – neben den Einspareffekten aus 
Reorganisation von Verwaltung und früheren Ausgründungen - vor allem deutliche 
Dividendensteigerungen der großen Töchter vor, dazu sind wir übrigens gesetzlich verpflichtet. Wir 
wollen eine erhebliche Kostensenkung bei der Fremdanmietung von Büroraum sowie eine – im 
Unterschied zur Verwaltung um jeweils 2 Jahre vorgezogene moderate Steigerung der Gewerbe- und 
Grundsteuer B  ab 2014 in mehreren Schritten. Damit ist aber auch klar, dass die von uns für richtig 
gehaltenen Änderungen des Verwaltungspakets nicht einfach durch erhöhte Kommunalsteuern 
gegenfinanziert werden sollen. Diese sind nur ein Faktor bei der Gegenfinanzierung und wir können die 
reflexartige Kritik von Interessen-verbänden nicht nachvollziehen. Wer eine lebendige und attraktive 
Stadt haben will, wer eine gut ausgebaute Struktur, effiziente Verwaltung und die weichen 
Standortfaktoren zu schätzen weiß, der muss auch als wirtschaftlicher Akteur das seine dazu 
beitragen.  

Eine Privatisierung von städtischen Gesellschaften – wie sie von CDU, FDP und DWG beantragt 
werden - kommt für die LINKE nicht infrage. Wir wollen weder die Kühe schlachten, die den 
Stadtfinanzen die Milch geben sollen, noch Tausende von Beschäftigten, ihre Familien und die Mieter 
der Gebag in Angst und Schrecken versetzen.  

Angesichts der Haushaltskrise und unabwendbarer Einschnitte haben wir keinen Grund zum Jubeln. 
Wir wollen aber mit den Finanzhilfen des Landes das Beste aus der Situation machen. Wir sind davon 
überzeugt, dass der rot-rot-grüne Sanierungsplan vom Rat verabschiedet und von der 
Kommunalaufsicht genehmigt wird. Damit würde ein neues Haushaltskapitel aufgeschlagen, ein Stück 
kommunale Selbstverwaltung wieder hergestellt.  

 
Ich danke für die Aufmerksamkeit  
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Haushaltsrede 2010 Hermann Dierkes  23.03.2010 

Herr Oberbürgermeister. 
Meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,  

unsere Stadt ist bilanziell k.o., die Schulden- und Zinslast erdrückend. Dies trotz der Tatsache, dass 
seit 1994 ein Kürzungspaket das nächste jagt und wir seit 2001 unter Nothaushaltsrecht stehen - mit 
harten Auflagen der Kommunalaufsicht. Dies alles mit gravierend negativen Auswirkungen für die 
Mehrheit unserer Stadtbevölkerung, für so vieles, was eine Stadt lebens- und liebenswert macht, zum 
Schaden für alles, was den Kernbestand der grundgesetzlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung bildet. Hauptziel sind immer die sog. freiwilligen Leistungen – ich kann das Wort nicht 
mehr hören. Es sollte auch dem Lexikon der Politik gestrichen werden! Die jüngste globale Wirtschafts- 
und Finanzkrise hat die Misere drastisch verschärft.  

Unsere Stadt sitzt trotz aller Anstrengungen und Opfer, trotz aller Findigkeit der Stadtverwaltung und 
der Beteiligungsbetriebe in der viel zitierten „Vergeblichkeitsfalle“.Wir stehen dabei nicht allein. Schon 
in wenigen Jahren droht einem Dutzend NRW-Städte und mehr der bilanzielle Exitus.  
Niemand kann noch ernsthaft bestreiten, dass die wesentlichen Ursachen nicht hausgemacht sind, 
sondern im wesentlichen  

 in der generationenlangen wirtschaftlichen Monostruktur mit ihren Krisen,  

 der hohen Dauererwerbslosigkeit und verbreiteten Armut sowie  

 in der verheerend falschen gesamtstaatlichen Finanz- und Steuerpolitik  

zu suchen sind. Die chronische Unterfinanzierung – vor allem der sozialgesetzlichen Pflichtaufgaben 
zu Lasten der Kommunen, die falsche Verteilung der Kosten der deutschen Einheit, eine 
abenteuerliche Steuerverzichtspolitik zugunsten der Reichen, eine langjährige Umverteilung von unten 
nach oben sowie die Konzentration von Wirtschaftsressourcen auf eine finanzmarktgetriebene 
Profitmaximierung haben neben den Folgen kapitalistischen Wirtschaftens – Arbeitslosigkeit und Armut 
- einen gewaltigen Scherbenhaufen hinterlassen. Für Frau Vogt von der CDU handelt es sich allerdings 
um die Folge der „Verteilung individueller Wohltaten, mit denen jetzt Schluss sein müsse“.  

Für mich, Frau ist ihre Diagnose nichts anders als das Echo auf einen Minister Westerwelle, der 
unlängst von „spätrömischer Dekadenz“ geschwafelt hat. Wir haben in diese Stadt rund 35.000 
vollkommen überschuldete haushalte, 8.300 Haushalten wird wegen Zahlungsunfähigkeit der Strom 
abgeschaltet. Gehen Sie doch endlich mal nach Marxloh, Bruckhausen, Hochfeld und nach anderswo, 
Frau Vogt und schauen Sie sich an, wo die Armut aus allen Knopflöchern guckt. Auch unter Ihrer 
Ägide, seit 2004 Frau Vogt, ist die Zahl der Vollzeitjobs weiter rückläufig und nähert sich nur noch 
ganzen 140.000, obwohl Sie doch angeblich alles besser können! Sie tun ja geradeso, als könnten Sie 
mit kommunalen Instrumenten Investitionsentscheidungen von Konzernzentralen stoppen oder 
herbeiführen. Wollen Sie uns weis machen, dass Sie den massenhafte Vernichtung von Arbeitsplätzen 
in der örtlichen Stahlindustrie mit einer Senkung der Gewerbesteuer um 20 Punkte verhindert hätten? 
Machen Sie sich doch nicht lächerlich! Kolleginnen und Kollegen, ich bin lange genug Gewerkschafter, 
ich kenne diese Sprüche alle bis zum Überdruss. 

So kann und darf es nicht weiter gehen. Wir brauchen dringend neue Konzepte und Instrumente. Ich 
kann das hier aus Zeitgründen nicht ausführen, aber dazu zählt ganz sicher eine gesamtstaatliche 
Finanz- und Steuerreform. Unabweisbar ist ein Entschuldungsfonds, vor allem für die Kommunen, die 
wie wir auf der „7. Sohle“ kratzen oder in Kürze dort landen werden. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ratsfraktion DIE LINKE ist davon 
überzeugt: Wer die Sachzusammenhänge kennt und sich seiner Verpflichtungen aus dem  Amts- und 
Mandats-Eid erinnert, kann und darf in der kommunalen Haushaltspolitik nicht von der Prämisse 
ausgehen: „Wir müssen sparen, es hilft uns niemand“. Die armen Kommunen befinden sich in einer 
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Lage, die mit einer Familie vergleichbar ist, deren erwachsene Mitglieder gezwungen sind,  für einen 
Unternehmer zu arbeiten, der ihr nur 1.500 Euro zahlt und sie obendrein noch darauf verpflichtet, in 
einer Werkswohnung zu hausen, für die er monatlich 1.800 Euro verlangt. Die Verschuldung und 
Überschuldung der Familie ist absehbar. Sie wird entweder ausgehungert oder muss revoltieren.  

Oberbürgermeister und CDU stehen für ein Maßnahmenpaket, das den Haushalt im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung bis 2013 um mindestens um 150 Millionen Euro entlasten soll. Zahlreiche 
Positionen im Haushaltssicherungskonzept (HSK) finden unsere Billigung, insbesondere Positionen, 
die im Organisationsbereich OB bzw. Verwaltung liegen, weil sie der Sache nach vertretbar sind. Aber 
zahlreiche Kürzungen und Einschränkungen im soziokulturellen Bereich, weitere Privatisierungen in 
Kernbereichen und weitere unsoziale Belastungen treffen auf unseren entschiedenen Widerstand. Die 
zahlreichen, heftig umstrittenen Maßnahmen liegen glücklicherweise nach der Kommunalverfassung in 
der Entscheidungskompetenz des Rats. 

Seit Wochen erleben Rathaus und kommunale Politik Demonstrationen und eine Protestaktionen - aus 
dem Vereinssport, aus dem Bildungs-, Kinder- und Jugendbereich, aus der örtlichen Künstler- und 
Kulturszene. Auch heute protestieren wieder zahlreiche MitbürgerInnen vor dem Rathaus. Die 
Menschen wollen und können diesen angeblich alternativlosen Kurs von Kürzung und Kahlschlag nicht 
mehr klaglos hinnehmen. Und wir sagen: Das ist gut so!  

Zu dieser Uhrzeit können wir bereits feststellen: Diese Proteste waren und sind nicht vergeblich.  
Als Ergebnis der Kommunalwahlen, als Ergebnis harter politischer Arbeit und zahlreicher Gespräche 
mit Betroffenen in den letzten Wochen und Monaten ist es uns gelungen, eine neue Haushaltsmehrheit 
zu schaffen, die für eine andere Haushaltspolitik steht. Die Fraktionen SPD, Grüne und DIE LINKE 
stellen sich gemeinsam der dramatischen und zutiefst ungerechten Überschuldung unserer Stadt, aus 
der  uns die Zinslasten zu erdrücken und unkalkulierbar zu werden drohen. Auch wir streben an, den 
örtlichen Haushalt im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung um mindestens 150 Mio. Euro zu 
entlasten, die Überschuldung Duisburgs und die enorme Zinslast anzugehen, wieder einen 
jahresbezogenen Ausgleich zu erreichen und kommunale Handlungsfähigkeit zurück zu gewinnen. 
Unsere Dreierkooperation stellt sich dieser Herausforderung. Gleichermaßen  mit dem Entwurf des OB 
– der von CDU und weiteren Parteien dieses Rates unterstützt wird – wollen auch wir sinnvolle und 
vertretbare Einsparungen in der Verwaltungsorganisation und bei den politischen Gremien. Auch wir 
mahnen demonstrativ die zugesagten, aber ausgebliebenen finanziellen Erleichterungen des Bundes 
bei gesetzlichen Pflichtaufgaben an wie Kosten der Unterkunft für Hartz IV-Empfänger, KiTas, 
Solidarfonds Deutsche Einheit usw. Diese Posten haben auch wir in einer Größenordnung von rund 50 
Millionen Euro in die HSK-Zielstellung einer mittelfristigen Haushaltsentlastung von mindestens 150 
Mio. Euro aufgenommen. Das ist ein Drittel des Entlastungspakets. Aber mehr noch: Wir legen dem 
Rat Beschlussanträge vor und bitten um Zustimmung, den OB zu beauftragen, allein oder mit anderen 
Verfassungsbeschwerde anzustrengen. Ziel ist es, endlich den Konnex bei der Durchführung 
gesetzlicher Aufgaben und finanzielle Vernunft herzustellen. Motto: Wer die Musik bestellt, muss sie 
bezahlen.  

Die klaren Unterschiede zwischen unserem Konzept und dem von OB und CDU lassen sich wie folgt 
zusammen fassen:  

 Keine Brechstange in den soziokulturellen Bereichen. Knapp 18 Mio. Euro an vorgesehenen 
Kürzungen bzw. Verschlechterungen wollen wir verhindern 

 Nur moderate neue Belastungen für die Mehrheit der EinwohnerInnen, die wir leider nicht 
vermeiden können und die zu den Stellgrößen gehören, die die Kommune überhaupt hat, um 
Einnahmen zu erzielen wie Hundesteuerer, Hallengebühren für Vereine, Eintrittsgelder im 
Kulturbereich, erhöhte Parkgebühren im Innenstadtbereich. Aber nur im Rahmen des Vertretbaren 
bzw. mit sozialen Komponenten 

 Eine Personalpolitik, die arbeitsmarktwirksam bleibt, Ausbildungsquoten und Übernahmen von 
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Auszubildenden sicherstellt und auch aus Sicht der Personalvertretung verlässlich und kalkulierbar 
bleibt 

 Verbesserte Einnahmen. Hier nur die wichtigsten: Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes um 20 
auf 490 Punkte; verbesserte interkommunale Zusammenarbeit; Einführung einer Kulturtaxe auf 
Hotelübernachtungen von 3 Euro; weitere Geschwindigkeitskontrollen; Vermietung von städtischen 
Dachflächen für Solaranlagen.  

Auf eine Erhöhung der Grundsteuer B wurde verzichtet, weil diese auf die Mieten durchschlagen 
würde. 
Und wissen Sie, Frau Vogt, im Rahmen der Verhandlungen um eine Haushaltsmehrheit wäre die CDU 
bereit gewesen, die Kulturtaxe zu schlucken. Jetzt, wo sie Teil unserer Kompensationsvorschläge ist, 
machen Sie daraus eine „Lachnummer“ und prophezeien Sie den Untergang der Abendlandes. So 
etwas nenne ich den Menschen Sand in die Augen streuen! 

Herr Oberbürgermeister, meine Damen und Herren, wir sind uns absolut im Klaren darüber, dass unser 
alternatives Haushaltskonzept nur ein Erste-Hilfe-Koffer ist. Aber er ist anders gepackt als der von 
Ihnen, Herr Oberbürgermeister und der CDU zusammen gestellte. Er hat einen anderen sozialen 
Bezug und er wird den Interessen der Mehrheitsbevölkerung dieser Stadt und den Schwachen gerecht, 
soweit wir das mit kommunalen Mitteln überhaupt noch vermögen.  

Ein Wort noch an die – übrigens starken - wirtschaftlichen Akteure, die als Folge der von der 
Dreierkooperation - nach langen Abwägungen und Berechnungen - befürworteten Erhöhung der 
Gewerbesteuer bereits den „Untergang des Abendlandes“ prophezeien. Ihre Argumente überzeugen 
nicht. Auch für Sie ist eine lebendige und zukunftsfähige Stadt mit einer ausgezeichneten Infrastruktur, 
effizienten öffentlichen Dienstleistungen und guten Sozial-, Kultur-, Bildungs-, Jugend- und 
Sporteinrichtungen absolut unverzichtbar und Grundlage des geschäftlichen Erfolgs. Weiche 
Standortfaktoren nennt man so etwas. Auch Sie brauchen eine effiziente und hoch motivierte 
Verwaltung und keine überalterte, unterbesetzte und langsame Bürokratie. Für all das braucht eine 
Kommune Einnahmen. Verweigern Sie sich deshalb nicht.  

Die zahllosen Gespräche mit Betroffenen und die phantasievollen Proteste, meine Damen und Herren, 
haben überdies erneut bewiesen: Es gibt ein enormes bürgerschaftliches Potenzial an Ideen, 
Kreativität und Verantwortungsbewusstsein. Lassen sie uns den Menschen endlich handfeste 
Mitspracherechte beim Haushalt und seinen Prioritäten einräumen. Die bezirklichen Haushaltstage 
müssen qualitativ ausgebaut und auf die gesamtstädtische Ebene gehoben werden. Wir brauchen den 
Beteiligungshaushalt, wie er schon in vielen Städten der Welt Praxis ist. 

Meine Damen und Herren, die Dreierkooperation ist sich außerdem darin einig: Keine weiteren 
Privatisierungen in zentralen Bereichen, insbesondere kein weiterer Verkauf von Gesellschafteranteilen 
beim Klinikum, kein Verkauf von WBD, Gebag, der GMVA usw. Diese Beteiligungsbetriebe oder 
städtischen Einrichtungen sind auch künftig für öffentliche Daseinsvorsorge und demokratische 
Steuerung unverzichtbar. In den meisten Fälle würde ihre Teil- oder Komplettveräußerung geringere 
Konsolidierungsbeiträge erbringen als die Dividenden, die wir in unser HSK eingestellt haben.  

DIE LINKE fordert außerdem demonstrativ die Einführung einer Millionärssteuer, die nach unseren 
Berechnungen allein Duisburg pro Jahr 240 Millionen Euro an zusätzlichen Einnahmen bringen würde. 
Wir wissen: Es handelt sich um einen symbolischen Antrag. Aber wir möchten, dass dieses politische 
Signal überregional ankommt und der OB auch auf diesem Gebiet tätig wird, um auf die Bundesebene 
einzuwirken und bitten um die Zustimmung des Rates. 

Und wir bitten Rat und Verwaltung, auch noch über folgenden Vorschlag nach zu denken: Sollten sich 
Bund und Land weiterhin der nachhaltigen Entlastung der Kommunen hartnäckig verweigern, dann 
sollten wir Überweisungen an Bund bzw. Land demonstrativ zurück zu halten und für eine solche 
Vorgehensweise im Rahmen des regionalen Bündnisses „Raus aus den Schulden“ werben. Die unter 
dem populären Begriff „Bankenabgabe“ derzeit in Berlin vorbereitete Maßnahme lässt insbesondere für 



Linksfraktion Duisburg Archiv 2009 – 2013 Reden 
 

die Kommunen nichts Gutes erwarten. Des weiteren wollen wir eine verfassungsrechtlich stärkere 
Stellung der kommunalen Ebene gegenüber Bund und Ländern sowie eine Reform der 
Kommunalaufsicht. Diese darf sich nicht länger als einseitiger Hebel gegen die Kommunen verstehen, 
um verfehlte zentralstaatliche Politik durch zu setzen.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der alternativen Haushaltssatzung 
zeigen wir örtlichen Sparwillen. Die Linksfraktion übernimmt Verantwortung und wird erstmals in dieser 
Stadt einem von ihr mit konzipierten Haushaltsentwurf  bzw. einem HSK zuzustimmen. Unsere 
Verantwortung erstreckt sich in erster Linie auf die Mehrheit dieser Stadt und ihre Interessen und auf 
die vielen Bedürftigen. Wir erwarten von der Kommunalaufsicht, den Haushalt wohlwollend zu prüfen 
und unserer Stadt, ihren BewohnerInnen und ihrer Zukunft eine Chance zu geben.  

Ein weiteres „Nackigmachen“ geht nicht mehr. Jetzt sind andere am Zuge! Die Landtagswahlen am 9. 
Mai können dafür die Weichen stellen.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Linksfraktion bittet um Ihre Zustimmung 
zum alternativen Haushaltsentwurf.  

Ich danke für die Aufmerksamkeit! 
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Politische Erklärung von Hermann Dierkes für die 

Fraktion DIE LINKE zur Sondersitzung des Rates 

am 06.09.2010 

09.09.2010 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,  

die Katastrophe bei der Love Parade am 24. Juli hat weit und breit Bestürzung ausgelöst. Eine 
Riesenveranstaltung, die viele, vor allem junge Menschen aus Nah und Fern zum ausgelassenen 
Feiern mobilisiert hatte, wurde für 21 von ihnen, darunter viele junge Frauen, zur tödlichen Falle. Sie 
forderte rd. 500 Verletzte, viele davon schwer. Die Katastrophe und das nachfolgende Verhalten der 
Stadtspitze haben unsere Stadt in eine schwere politische Krise gestürzt. Wir haben einen Schaden im 
Ansehen, dessen Ausmaße und Konsequenzen nur erahnt werden können. Den Hinterbliebenen der 
Opfer, den Verletzten und Traumatisierten muss schnell und unbürokratisch Hilfe zuteil werden. Die 
Staatsanwaltschaft ermittelt, der Innenausschuss des NRW-Landtags hat sich des Themas 
angenommen. Eins muss zu diesem Zeitpunkt auch schon absolut klar sein: Genehmigungsprozesse, 
Auflagen und Verantwortlichkeiten für künftige Großveranstaltungen müssen einer gründlichen 
Revision unterzogen werden. Wir unterstützen entsprechende Vorhaben der Landesregierung 
ausdrücklich.  

Die Verantwortung für die Tragödie, meine Damen und Herren, hat eine juristische und eine politische 
Seite. Wir werden das kurz erläutern.  

Zuständigkeiten, Rolle und Verantwortung mehrerer Akteure stehen zur Debatte. Wie so oft im 
Unfallgeschehen und bei Katastrophen gibt es auch bei der Love Parade nicht nur eine Ursache. 
Sicherlich müssen bei den staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen und im Strafverfahren noch viele 
Fragen geklärt werden. Längst ist aber offensichtlich, dass das Sicherheitskonzept als Teil der 
Genehmigungsurkunde gravierende Fehleinschätzungen und Fehler enthielt und dass am Tag der 
Veranstaltung mehrere Akteure gravierende Unterlassungen begangen und Fehler gemacht haben. 
Für uns weist sehr vieles daraufhin, dass das Risiko unterschätzt wurde, und zwar beginnend mit der 
Auswahl des Geländes und der Zuwegung. Fahrlässigkeit und schwerwiegende Unterlassungen des 
Veranstalters scheinen ebenfalls eine verheerende Rolle gespielt zu haben. Die Kernfragen betreffen 
insbesondere die Größenordnung des Besucherzustroms, den Zu- und Ausgang an den Tunneln Karl-
Lehr-Straße, den durch die Floats verursachten Rückstau an der Rampe, Anzahl und Qualifikation der 
Security-Kräfte, die Zuständigkeiten am Veranstaltungstag und das Kommunikationssystem der 
verschiedenen Akteure.  

Seiner juristischen Verantwortung muss sich der Veranstalter Lopavent im bevorstehenden 
Strafverfahren stellen. Diese Firma befindet sich mehrheitlich im Besitz der Kette McFit des Herrn 
Schaller, der mit den Love Parade-Veranstaltungen seit Jahren ein Geschäftsfeld übernommen hat und 
der nach eigenem Urteil - ich zitiere die SZ vom 26.07.ds.Js. -. "etwas Verrücktes machen will, um 
bekannter zu werden (...) Wir haben uns für die Love Parade entschieden. Das war ein 
Himmelfahrtskommando." Aber er sei, so Schaller wörtlich "zu hundert Prozent risikobereit". Seine 
erklärte Himmelfahrts- und Risikomentalität ist grausame Realität geworden, - sicher anders, als der 
Urheber dieser Worte sich das gedacht hatte.  

Juristisch verantwortlich ist auch die Duisburger Verwaltungsspitze, die nach langem Hin und Her und 
buchstäblich in letzter Minute als Ordnungsbehörde die Genehmigung erteilt und als Teil davon das im 
Benehmen mit weiteren Akteuren erstellte Sicherheitskonzept anerkannt hat. Nach allen Unterlagen 
hat es übrigens nur eine vorläufige Version des Sicherheitskonzepts gegeben. Die abschließende 
Fassung liegt dem Rat nicht vor. Auch die Polizei, meine Damen und Herren,  muss sich 
selbstverständlich - wie alle am Genehmigungsverfahren und an Sicherungsmaßnahmen Beteiligten - 
kritischen Fragen stellen und diese beantworten. Ihr aber - wie es der Veranstalter aus durchsichtigen 
Gründen jetzt systematisch betreibt, die Hauptschuld zuzuweisen, ist nach allem, was bisher bekannt 
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wurde, vollkommen unakzeptabel.   

Meine Damen und Herren, der Duisburger Rat wurde bereits 2007 mit dem Vorhaben durch die 
Verwaltung konfrontiert. Im Konzert mit gewichtigen politischen und Kulturbereichs-Akteuren traten der 
Oberbürgermeister und die örtliche CDU-Führung von Anfang an nachdrücklich für die Durchführung 
der Love Parade in Duisburg ein. Kritiker wurden der Miesmacherei bezichtigt, der damalige 
Polizeipräsident Rolf Cebin, der Sicherheitsbedenken geäußert hatte, wurde von Herrn Mahlberg sogar 
als "Belastung für Duisburg" abqualifiziert. Herr Mahlberg - im Vorgefühl des politischen Triumphes 
über ein gelungenes Mega-Event - forderte den damaligen Innenminister Wolf schriftlich auf, ihn 
abzulösen.  

Die Love Parade war Teil einer Veranstaltungsserie dieser Art in mehreren Ruhrgebietsstädten. In 
Bochum war sie für 2009 aufgrund massiver Sicherheitsbedenken abgesagt worden. Gewichtige 
Akteure - ich erwähne hier nur Herrn Pleitgen, Herrn Große-Brockhoff sowie der damalige 
Ministerpräsident Rüttgers - setzten alles daran, sie ausgerechnet im Kulturhauptstadtjahr 2010 nicht 
noch mal scheitern zu lassen. Auch deren Rolle ist aufzuarbeiten, transparent zu machen. Es sind die 
Motive der Nutznießer dieser Art von "Kulturevents" zu klären, die offensichtlich ins Maßlose gehen, 
die organisatorisch kaum noch steuerbar sind und in der Tat unerhörte Risiken heraufbeschwören, wie 
wir es tragischerweise erleben mussten.  

Wir halten es für unerträglich, wenn ausgerechnet Herr Pleitgen meint, Kommunalpolitik und 
Verwaltung öffentlich Ratschläge erteilen zu müssen, wie sie die Tragödie aufarbeiten sollen.  

Im Rat der Stadt - in dem 2007 und lange danach niemand wusste, wo eine solche 
Massenveranstaltung in Duisburg überhaupt stattfinden könne -  konzentrierte sich die Kritik seit etwa 
einem Jahr immer stärker auf die zunächst vorgesehene öffentliche Finanzierungsbeteiligung an der 
Love Parade, während die Überschuldung Fakt wurde und weitere massive Kürzungen im Sozial-, 
Bildungs- und Kulturbereich angestrebt wurden. Auf einer auch von unserer Fraktion unterstützten 
Ratssondersitzung im Februar ds. Js. wurde beschlossen, dass für die Love Parade keine örtlichen 
Gelder verwendet werden dürfen, weder aus dem Haushalt noch von den Beteiligungsunternehmen. 
Klammer auf: Es wird übrigens noch festzustellen sein, ob der Beschluss eingehalten wurde. Klammer 
zu. Auch unsere Fraktion war bereit, die Durchführung der Love Parade zu akzeptieren, wenn allein 
Veranstalter und Sponsoren für die Finanzierung aufkämen. Erst um die Jahreswende wurde dem Rat 
überhaupt erst das alte Güterbahnhofsgelände als Veranstaltungsort bekannt. Nachbetrachtend sind 
wir Kollegen Mettler, dem wir von hier aus unsere besten Genesungswünsche übermitteln möchten, 
sehr dankbar, dass er das große Risiko dieser Veranstaltung thematisiert und kritische Fragen gestellt 
hatte. Sie blieben unbeantwortet. Eine Anfrage der Linksfraktion zum Verkehrskonzept vom April wurde 
erst Ende Juni beantwortet, und zwar auch nur teilweise.  

Die angesprochene politische Verantwortung für die Tragödie sehen wir insbesondere beim 
Oberbürgermeister. Diese wird ihm zu Recht auch von der überwältigenden Mehrheit der öffentlichen 
Meinung und von der Mehrheit dieses Rates zugeschrieben. Breite Bevölkerungskreise erwarten 
Konsequenzen und fordern massiv seinen Rücktritt. Die vorliegende Sammlung von 10.000 
Unterschriften ist Ausdruck dieser Tatsache. Wir möchten den Initiatoren und allen, die unterschrieben 
haben, dafür ausdrücklich danken. Und wir denken, der Rat hat in seiner Mehrheit diese Botschaft 
verstanden und wird sie aufgreifen. 

Die politische und - wenn Sie so wollen - auch die politisch-moralische Verantwortung von Herrn 
Sauerland besteht aus zwei Kernelementen: Er hat sich persönlich und nachdrücklich für die Love 
Parade eingesetzt. Er ist Chef der Verwaltung, die die Genehmigung erteilt hat. Das schließlich 
aufgestellte und genehmigte Sicherheitskonzept hat offenkundig nicht funktioniert. Es sind 21 Tote und 
hunderte Verletzte zu beklagen. Unabhängig von der persönlichen Schuldfrage - die im Strafverfahren 
noch zu klären sein wird, muss sich Herr Sauerland als OB dieser Frage stellen.  
Verantwortung trägt auch der Rat - ich werde darauf zurück kommen. Verantwortung tragen aber auch 
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der Verwaltungsvorstand und hier insbesondere die Fachdezernenten, die direkt mit der Genehmigung 
zu tun hatten, nämlich die Beigeordneten Rabe und Dressler. Und Verantwortung trägt auch der Chef 
der Duisburg Marketing, Herr Gerste.  

Der OB hat es bisher abgelehnt, zu seiner politischen Verantwortung zu stehen. Er hält den Verbleib im 
Amt zur Aufklärung der Katastrophe für unverzichtbar. Ja, er war nicht einmal bereit, seine 
Amtsgeschäfte ruhen zu lassen und die Mitarbeiter zur Kooperation mit den Ermittlungsbehörden zu 
bitten. Nein, so der OB, nur so habe er Zugang zu Akten und dergleichen. Diese Begründung, meine 
Damen und Herren, atmet alles andere als rechtsstaatlichen Geist, hat fast nur Kopfschütteln und 
Verbitterung ausgelöst und provoziert geradezu öffentlichen Verdacht. Schließlich kann es durchaus 
sein, dass auch gegen den OB ein Strafverfahren eröffnet wird. Außerdem ist zu fragen, welche Akten 
der OB meint, nachdem die Staatsanwaltschaft inzwischen mehrmals hier war und die einschlägigen 
Akten sichergestellt hat. Sind die alle doppelt vorhanden? Gibt es etwa noch weitere?  

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen, OB und Rechtsdezernent müssen sich auch 
schwere Verfehlungen unmittelbar nach der Katastrophe vorhalten lassen, die die politische Krise 
unserer Stadt mit verschärft haben. Sie haben zunächst individuelles Fehlverhalten von 
Veranstaltungsbesuchern in den Vordergrund gestellt, das Sicherheitskonzept als "stichhaltig" 
verteidigt, wo es nichts mehr zu verteidigen gab, offensichtliche Fehleinschätzungen und Fehler 
versucht, klein zu reden und ihre Organisationsverantwortung auf andere Mitar-beiter abgeschoben. 
Auch das hat in der Öffentlichkeit zu Recht einen Aufschrei provoziert und war weder professionell 
noch moralisch einwandfrei.  

Meine Damen und Herren, es gibt in der jüngeren Geschichte etliche Beispiele, wo Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens und an verantwortlicher Stelle auf respektvolle Art und Weise Konsequenzen 
daraus gezogen haben, wenn sie persönlich schwere Fehltritte begangen hatten oder weil sie - ohne 
persönliches Verschulden - für das Versagen ihrer Organisation gerade stehen wollten. In Duisburg ist 
das bisher leider nicht der Fall. Sie, Herr Sauerland, haben den Zeitpunkt dafür verpasst.  

Was die Verantwortung des Rates für die Love Parade betrifft, so sehen wir die Dinge 
folgendermaßen: Der Rat hat auf Vorschlag der Verwaltung den Grundsatzbeschluss 2007 und einen 
Durchführungsbeschluss - verbunden mit Finanzierungsauflagen - gefasst. Insoweit trägt er 
selbstverständlich auch Verantwortung. Das kann aber nicht soweit gehen, dass nun - aus 
durchsichtigen Gründen - der Rat auch noch für das offensichtlich fehlerhafte und unzureichende 
Sicherheitskonzept haftbar gemacht wird. Lassen Sie uns das an einem Beispiel verdeutlichen: Wenn 
der Rat den Bau eines Feuerwehrgerätehauses beschließt, dann deshalb, weil die Kommune für 
Brandschutz zuständig ist. Dann steht er für vieles in der Verantwortung, u.a. für die Finanzierung und 
die künftigen finanziellen Auswirkungen. Nicht aber für die Qualität der Architekten- und 
Ingenieurleistungen, die korrekte Berechnung der Statik usw. Das ist Sache der Verwaltung bzw. der 
vertraglichen Leistungserbringer. Auf ihre Kompetenz und Zuverlässigkeit muss der Rat bauen können.  

Auch noch ein Wort zu dem offensichtlichen internen Streit über das Verwaltungshandeln. Ohne 
Zweifel eine schwierige Frage, weil Loyalitäten im Spiel sind. Wir meinen: Es wäre richtiger gewesen, 
diesen Streit ab einem gewissen Punkt in angemessener Form dem Rat bekannt zu machen und die 
Dinge trotz Protests nicht treiben lassen. Vielleicht wäre damit die Katastrophe abgewendet worden. 
Sicherheit muss vorgehen, wie wir schmerzlich haben erfahren müssen. Herr Beigeordneter Dreßler, 
wir meinen Sie.  

Nach einer Phase des Abtauchens der Stadtspitze geht es weiter: Der OB engagiert eine vollkommen 
unverdächtige und gewissenhafte Anwaltskanzlei - für die Frau Dr. Jasper spätestens seit ihrer Rolle 
um den seinerzeitigen Mülheimer OB Baganz und dessen Rücktritt persönlich steht - um jedes 
Organisationsverschulden und jede Gesamtverantwortung für die Sicherheit in Abrede zu stellen. Er 
engagiert auf deren Vorschlag einen teuren Medienberater, um weitere verheerende 
Kommunikationsfehler zu vermeiden und öffentlich Verständnis zu erheischen, um nicht zu sagen: 
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schön Wetter zu machen. Er fordert inzwischen von den leitenden Mitarbeitern der Verwaltung sogar 
die Rückkehr zur Normalität.  

Meine Damen und Herren, namhafte Stimmen warnen davor, den OB zum Sündenbock zu machen. 
Wir halten das für verfehlt, um nicht zu sagen für absurd. Es ist sicher insoweit etwas dran, als auch wir 
mit Sorge verfolgt haben, dass manche Kritiker der Verwaltungsspitze fast schon zur Selbstjustiz 
aufriefen. Das ist vollkommen unakzeptabel. Hier gilt es Grenzen zu beachten, die nicht überschritten 
werden dürfen. Aber bei der Kritik an der Verwaltungsspitze geht es überhaupt nicht um eine 
Ersatzhandlung, nicht darum, gewissermaßen ein "armes Tier" symbolisch mit den Sünden anderer zu 
beladen und in die Wüste zu schicken. Hier geht es um eine zentrale Person, die sich für das 
Zustandekommen der Love Parade in Duisburg nachdrücklich eingesetzt hat und vor allem: die in ihrer 
Eigenschaft als Chef der Verwaltung die Genehmigung mit ihren Auflagen zu verantworten hat und die 
seitdem weitere verheerende Fehler gemacht hat.  

Am 26.08. waren Kripo und Staatsanwaltschaft erneut im Rathaus, um Unterlagen zu suchen und 
sicher zustellen. Der bisherige Beitrag der Stadtspitze zur Aufklärung reicht den Behörden offenbar 
auch nicht, - wie uns auch das Gutachten der Anwaltskanzlei nicht ausreicht. Diese Kanzlei hat 
eingestandenermaßen auf Basis unvollständiger Unterlagen gearbeitet. Sie hat zu über 90 % eine 
Fleißarbeit abgeliefert, die versucht, das Verwaltungshandeln seit September 2009 zu rekonstruieren. 
Abgesehen davon, dass dies die Verwaltung selber hätte erbringen können, ist das Fazit der Anwälte 
dürftig und unakzeptabel. Es lässt sich in einem kurzen Satz zusammenfassen: "Nichts zu 
beanstanden".  

Uns erinnert das an den makabren Satz: "Operation gelungen. Patient leider tot."  
Meine Damen und Herren, wissen Sie, was als Ausdruck professionellen Handelns hätte anerkannt 
werden können? Wenn unsere Mitarbeiter das Verwaltungshandeln dokumentiert hätten statt eines 
Anwaltsbüros und für die verantwortliche Koordination dazu die Kommunalaufsicht und/oder 
Verwaltungsmitarbeiter aus Dortmund und Essen dazu gebeten worden wären, die Erfahrung mit den 
dortigen Genehmigungsprozessen für die Love Parade haben. Das hätte den Ermittlungsbehörden 
sicherlich sehr geholfen. Der angestrebte Freispruch durch eine Anwaltskanzlei war teuer, aber sein 
billiges Ergebnis entlastet sie nicht.  

Herr Sauerland, bei allem persönlichen Respekt, bei allem menschlichen Verständnis für die schweren 
Belastungen in ihrer Situation und unabhängig von ihrer möglichen persönlichen Schuld oder Mitschuld 
im juristischen Sinne, die im Strafprozess zu klären ist - so geht es nicht. Dieses Pingpong-Spiel in 
Sachen Fehler, Versagen und Schuld ist unwürdig. Die Öffentlichkeit hat dafür kein Verständnis, die 
Hinterbliebenen der Opfer, die Verletzten und Traumatisierten, die vielen Einsatzkräfte von Polizei und 
Rettungsdiensten schon gar nicht. Die von Ihnen geforderte Rückkehr zur Normalität ist ohne 
persönliche Konsequenzen ausgeschlossen - im Rathaus, im Rat und seinen Gremien und vor allem: 
in der Öffentlichkeit.  

 Respektieren Sie doch die Sammlung von 10.000 Unterschriften in kürzester Zeit - auch wenn das 
Initiativrecht zur Abwahl nach der Rechtslage leider nicht bei den Wahlberechtigten liegt. Hier 
muss - das ist jetzt wieder deutlich geworden - ganz dringend die Gemeindeordnung geändert 
werden. 

 Begreifen Sie doch endlich, dass jetzt andere das Heft in der Hand haben, um lückenlos 
aufzuklären.  

 Nehmen Sie sich die treffenden und bewegenden Worte unseres Alt-Oberbürgermei-sters Krings 
zu Herzen. Stehen Sie politisch zu den Fehlern und ziehen Sie daraus die Konsequenzen.  

 Machen Sie den Weg frei für einen politischen Neuanfang in unserer Stadt. Das sind wir den 
Opfern und ihren Hinterbliebenen schuldig, das erwartet die breite Öffentlichkeit und das sind Sie 
den Bürgerinnen und Bürgern unserer Stadt schuldig.  

Die Tragödie und das Verhalten der politisch Verantwortlichen haben für Duisburg einen immensen 
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politischen Schaden verursacht. Sie können nicht in ihren Ämtern verbleiben. Hören Sie damit auf, den 
Eindruck zu verbreiten, Sie könnten das aussitzen. Erklären Sie endlich ihren Rücktritt.  

Unsere Bitte an alle Ratsmitglieder und Fraktionen: helfen Sie mit beim Neuanfang. Geben Sie - sollte 
Herr Sauerland sich weiterhin weigern, zu seiner politischen Verantwortung zu stehen -  geben Sie 
dann auf der Sonderratssitzung am 13. September den Wahlberechtigten unserer Stadt die 
demokratische Chance, in das Geschehen einzugreifen. Unterstützen Sie den Antrag nach § 66 der 
Gemeindeordnung, der von einer absoluten Mehrheit des Rates eingereicht wurde. 

 

Begründung für die Zustimmung der LINKEN zum 

Steag-Erwerb in der öffentlichen Ratssitzung am 

6.12.2010 

07.12.2010 

Mehrheitserwerb von Stadtwerkekonsortium an der Evonik-Energiesparte (STEAG)  

„Politisch, ökologisch und regionalwirtschaftlich sinnvoll“  

Hermann Dierkes, Fraktionsvorsitzender der LINKEN im Duisburger Rat, hat am 6.12.2010 in 
öffentlicher Sitzung für seine Fraktion die Zustimmung zum Steag-Erwerb begründet.  

„Die Öffentlichkeit hat ein Recht darauf, zu erfahren, was es mit dem angestrebten Erwerb der Steag-
Mehrheit durch das Stadtwerke-Konsortium auf sich hat, was die Chancen und Risiken sind, wie die 
Finanzierung aussehen und wohin die Reise gehen soll. Unsere Fraktion hat sich im Verbund mit 
unseren 5 betroffenen Ratsfraktionen im Ruhrgebiet und unserer Landtagsfraktion intensiv mit dem 
Thema befasst. Wir haben uns eine Meinung gebildet, auch Kontroversen ausgefochten und sind zu 
dem Schluss gekommen: Das Geschäft ist zu verantworten und bietet Chancen für den ökologischen 
Umbau.  

Die Diskussion um Für und Wider wird leider seit Wochen von verschiedener Seite nicht gerade 
sachorientiert und fair geführt – was leider auch dem Umstand geschuldet ist, dass es sich um ein 
nichtöffentliches Bieterverfahren handelt. Dass von Konkurrenten gegen gehalten wird und von 
neoliberaler Seite aus ‚ordnungspolitischen’ Gründen geschossen wird, war nicht anders zu erwarten. 
Aber wer Behauptungen in die Welt setzt nach dem Motto: ‚Das Finanzrisiko ist so groß, dagegen ist 
die Wall Street ein Gemeinnützigkeitsverein’, der hat sie nicht mehr alle auf der Latte. Die Finanzierung 
bewegt sich vollkommen im Rahmen normaler Investitionstätigkeit der Stadtwerke, der städtische 
Haushalt wird nicht belastet, der steuerliche Querverbund, der für den Erhalt der DVG unverzichtbar 
ist, wird nicht gefährdet. Dass auch von Teilen der Umweltbewegung heftige Kritik kommt, ist 
zumindest zwiespältig. Einerseits spiegelt es das gestiegene Bewusstsein über die Umwelt- und 
Klimakrise wider, andererseits aber auch die politische Hilflosigkeit, Chancen zu sehen und zu nutzen.  

Die LINKE setzt sich programmatisch für die Rekommunalisierung der Energiewirtschaft ein. Es kann 
doch nicht länger hingenommen werden, dass die Energieversorgung im Inland und in Europa total 
vermachtet ist und 4 Großkonzerne das Feld beherrschen. Der Mehrheitserwerb an der Steag durch 
das Stadtwerke-Konsortium – und in einigen Jahren auch der mögliche Erwerbs der übrigen 49 % - ist 
genau ein solcher Schritt zur Rekommunalisierung und wird deshalb von uns unterstützt. Er bietet die 
Möglichkeit, die Eigenerzeugung massiv auszubauen. Wir erwarten uns von dem Engagement, dass 
die energiewirtschaftliche Landschaft in NRW sich in den nächsten 10 Jahren gründlich verändert. Hin 
zum ökologischen Umbau unter sozialen Bedingungen. Überlassen wir den Steag-Kauf privaten 
Konzernen oder Private Equity Fonds, dann wäre der Pfad der Tugend Richtung ökologische 
Nachhaltigkeit sicherlich nicht beschritten und unsere Stadtwerke kämen weiter unter Druck. Wir 
verbinden mit dem Kauf – sollten wir den Zuschlag bekommen - auch die Erwartung, dass die 
Stadtwerke den Umstrukturierungsprozess in sozialer und regionalwirtschaftlicher Verantwortung 
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durchführen und unter Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen. Wo durch Abschaltung alter 
Kohlekraftwerke Arbeitsplätze entfallen, müssen Alternativen angeboten werden.  

Kolleginnen und Kollegen, wir wollen den Beschluss des Rates für die Kaufofferte mit einer 
gemeinsamen Entschließung flankieren. Diese mag nicht rechtsverbindlich sein, aber sie soll eine 
politische Willenserklärung des Rates sein. Wir gehen davon aus, dass die Gesellschafter und die 
Mitglieder des zu bildenden Aufsichtsrats und des kommunalen Beirats sie beachten. In dieser 
Entschließung sprechen wir auch das Auslandsgeschäft an – Kollege Brandt ist bereits darauf 
eingegangen. Wir wollen keinen unkontrollierbaren „Global Player“. Für die künftige Entwicklung des 
Auslandsgeschäfts gibt es bereits Überlegungen und unterschiedliche Modelle. Das heißt nicht, dass 
wir per se gegen grenzüberschreitende Geschäfte wären, wie z.B. bei den erneuerbaren Energien in 
Europa. 

Hier nur noch ein Aspekt, der uns wichtig ist: Steag-neu muß die Einhaltung von Arbeitnehmerrechten 
und Sozialstandards auf den Prüfstand stellen. Wenn – vor allem im Bereich der Kohlelieferanten wie 
in Kolumbien – die ILO-Kernarbeitsnormen verletzt werden, muss dies abgestellt werden. Notfalls 
müssen Verträge gekündigt werden.  

Noch ein Argument zu dem atomwirtschaftlichen Engagement, was von den Gegnern des Geschäfts 
stark strapaziert wird. Dieses macht weniger als 1 % der gesamten Geschäftsaktivitäten der Steag aus. 
Das kann kein Entscheidungskriterium sein. Dennoch treten auch wir dafür ein, dass der 
Geschäftsbereich Nuclear Services aufgegeben wird.  

Zum Schluss, Kolleginnen und Kollegen, noch eins: Die künftigen Geschäfte der Stadtwerke mit der 
Steag müssen transparent, demokratisch beeinflussbar und steuerbar sein. Das Stadtwerke-
Konsortium wäre gut beraten, wenn es neben dem künftigen Aufsichtsrat und –beirat eine 
bürgerschaftliche Dialogstruktur einrichten würde. Darin sollte auch kritische Umweltschützer Platz 
finden, um ihnen die Möglichkeit zu geben, den Prozess kritisch-konstruktiv zu begleiten. Wir sollten es 
nicht riskieren, dass aus mangelnder Information und aufgrund mangelnder Dialogbereitschaft die 
Stadtwerke demnächst mit Kampagnen für einen Stromanbieterwechsel konfrontiert wären.“  

 
Die folgende, von SPD, LINKEN und Grünen gemeinsam eingebrachte Entschließung wurde 
vom Rat mehrheitlich angenommen:  

Geplanter Mehrheitserwerb von Stadtwerken an STEAG ist kommunalpolitisch und 
regionalwirtschaftlich sinnvoll und bietet Chancen zur ökologischen Modernisierung der 
Energieerzeugung 

 
I. 

Der Rat der Stadt Duisburg stellt zum Bieterverfahren für den Erwerb der Mehrheit an der Evonik-
STEAG GmbH fest:  

1. Stadtwerke sind ein grundlegender Bestandteil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Sinnvolle 
Kooperation untereinander kann ihre Leistungsfähigkeit steigern und ihren Nutzen für die 
Bürgerinnen und Bürger mehren. Darüber hinaus kommt den Stadtwerken eine 
Schlüsselfunktion bei der gesamtwirtschaftlichen Notwendigkeit zu, die bestehenden Oligopole 
in der Energieversorgung zu überwinden.  

2. Vor diesem Hintergrund ist eine Stärkung der Stadtwerke, wie sie mit der aktuell eingeleiteten 
Novellierung des Gemeindewirtschaftsrechts NRW verbunden ist, unabdingbar. Zu einer 
nachhaltigen Stärkung soll der Erwerb der Mehrheit der zum Verkauf angebotenen 
Energiesparte des Evonik-Konzerns (STEAG GmbH) durch ein Konsortium von 6 
Ruhrgebietsstadtwerken unter Einschluss der Stadtwerke Duisburg beitragen.  

3. Bundesweit halten die Stadtwerke derzeit nur rund 20 % der Energieerzeugung. Mit dem 
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Erwerb der STEAG GmbH könnte das Stadtwerke-Konsortium seinen derzeitigen Anteil von 30 
% Eigenerzeugung deutlich erhöhen und zur bedeutendsten kommunalen 
Erzeugungsplattform werden, deren öffentlicher Zweck für Versorgungssicherheit, 
Preisstabilität und den fortschreitenden ökologischen Umbau steht. Darüber hinaus würde das 
Konsortium mit dem Erwerb Zugang zu dem ausgeprägten ingenieurwissenschaftlichen Know-
how des Unternehmens auch auf dem Gebiet der erneuerbaren Energieerzeugung erhalten. 
Hinzu kommen die regionalpolitischen Potenziale, die sich aus der Zusammenarbeit der 
Stadtwerke bzw. der sie tragenden Kommunen ergeben.  

4. Der Erwerb der STEAG-Mehrheit unter den in der DS 10-2046 dargelegten vertraglichen 
Eckpunkten ist finanziell vertretbar, liegt im Rahmen der Investitionstätigkeit der Stadtwerke 
und gefährdet in keiner Weise den unverzichtbaren steuerlichen Querverbund für den Erhalt 
und Betrieb der DVG sowie die erwartete Dividende für den städtischen Haushalt.  

 
II.  

In Ergänzung der DS 10-2046 fordert der Rat der Stadt für den Fall, dass das Konsortium den 
Zuschlag erhält, seine Vertreterinnen und Vertreter in dem neu zu bildenden Aufsichtsrat bei der 
STEAG-Beteiligungsverwaltungsgesellschaft dazu auf, auf folgende Punkte hinzuwirken:  

1. Der Erwerb der Evonik STEAG GmbH durch das Konsortium muss mit einer grundsätzlichen 
Neuausrichtung des Kraftwerksparks verbunden werden. Abgängige Kohlekraftwerke müssen 
bei Bedarf durch kleinere, dezentrale Anlagen auf GuD-Basis mit hohen Wirkungsgraden 
ersetzt werden. Ergänzend dazu muss der Ausbau und die Verdichtung der 
Fernwärmeaktivitäten erfolgen. Dazu zählt auf jeden Fall die Nutzung der Abwärme aus dem 
neuen Kraftwerksblock 10 Walsum, sobald die gravierenden technischen Probleme behoben 
sind. 

2. Eine Neuausrichtung der Evonik-STEAG GmbH muss das Verhältnis zwischen Inlands- und 
Auslandsgeschäft neu gewichten. Die Energieversorgung im Inland muss im Mittelpunkt 
stehen. 

3. Das Unternehmen garantiert die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften 
und sorgt für die Einhaltung der ILO-Normen über faire Arbeitsbedingungen. Dies gilt 
insbesondere bei Kohle-Lieferverträgen mit ausländischen Unternehmen. 

4. Der ökologisch geleitete Umbau der STEAG-Energieerzeugung wird im Gesellschaftsvertrag 
als Unternehmensziel verankert. Dies beinhaltet, dass Altanlagen in überschaubaren 
Zeiträumen, sowohl an bestehenden als auch an möglichen neuen Standorten nur durch GuD-
Anlagen bzw. durch Anlagen für erneuerbare Energien ersetzt werden. Die Nutzung von KWK 
ist unverzichtbar und der Ausbau des Fernwärmeverbundnetzes muss erklärtes 
Unternehmensziel sein. 

5. Der Geschäftsbereich Nuclear Technologies der STEAG Energy Service Gruppe wird 
aufgegeben.  

 
III.  

Der Rat begrüßt die folgenden Überlegungen bzw. Planungen:  

1. Die in der Offerte des Konsortiums beabsichtigte Stilllegung bzw. Außerbetriebnahme der 
Kohlekraftwerke Lünen 6 und 7 (500 MW), Herne 3 (300 MW) und MKV Völklingen-Venne 
(230 MW) 

2. Die Errichtung eines neuen GuD-Kraftwerks in Herne 
3. Den Verzicht auf die Planung neuer Kohlekraftwerke.  
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IV.  

Der Rat der Stadt erwartet in Ergänzung zur DS 10.2046  abschließend Folgendes:  

1. Die zuständigen Fachausschüsse des Rates  werden regelmäßig über die Aktivitäten der 
STEAG unterrichtet. 

2. Die Einrichtung eines 20-köpfigen kommunalen Beirats durch die Gesellschafterversammlung 
der STEAG, der die Stimmverhältnisse in den Räten der kommunalen Bietergemeinschaft 
widerspiegelt. 

3. Das Stadtwerke-Konsortium begreift bürgerschaftliche Impulse für eine sichere, preiswerte und 
umweltschonende Energieversorgung als Bestandteil der Unternehmenskultur. Dazu werden 
entsprechende Dialogstrukturen gebildet.  

4. Kraftwerksstilllegungen und Umstrukturierungen werden sozialverträglich und unter 
Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen durchgeführt.  

 

Haushaltspolitische Stellungnahme von Hermann 

Dierkes, Vorsitzender der Ratsfraktion DIE LINKE 

auf der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 

am 05.12.2011 

07.12.2011 

„Schwierig, aber aussichtsreich“  

Die vorliegenden über 170 Drucksachen der Verwaltung zu den sog. freiwilligen Leistungen, die im 
aktuellen Haushalt 2011 stehen, können nicht getrennt von den Eckpunkten des Haushaltsentwurfs 
2012 diskutiert und entschieden werden. Diese Eckpunkte liegen noch nicht vor. Im Anschluss an 
Kollegen Herbert Mettler (SPD) plädiert meine Fraktion ebenfalls dafür, die „freiwilligen Leistungen“ – 
übrigens ein hochproblematischer Begriff - nur in erster Lesung zu behandeln. Dazu und zu den 
bevorstehenden Haushaltsberatungen nehme ich im Namen meiner Fraktion wie folgt Stellung:  

Die Ergebnisse unserer Haushaltspolitik der letzten Jahre aus  

 Einnahmesteigerungen durch die Gewerbesteuer- und die Grundsteuererhöhung, 

 durch moderate Gebührenerhöhungen (wie aktuell bei den WBD) , einen  

 substanziellen Erhalt lebenswichtiger „freiwilliger Leistungen“, den Verzicht auf die 
Privatisierung öffentlicher Leistungen und Unternehmen sowie 

 sinnvolle und vertretbare Einsparungen  

haben die Grundlage geschaffen für ein neues haushaltspolitisches Kapitel in unserer Stadt.  

Diese Grundlage wird gefestigt durch  

 die gerechteren Verteilungskriterien bei den GFG-Mitteln des Landes,  

 durch die geplante Entschuldungshilfe, bei der unsere Stadt über 5 Jahre jeweils knapp 52 
Mio. Euro erhalten würde sowie die endlich begonnene  

 Entlastung der kommunalen Ebene bei gesetzlichen Pflichtaufgaben wie der 
Kostenübernahme der Grundsicherung im Alter durch den Bund.  

Alles zusammen summiert sich aus heutiger Sicht wahrscheinlich auf jährlich 115 Mio. Euro. Das 
übersteigt deutlich die Größenordnung unserer heutigen jährlichen Zinslast.  

Unsere eigenen Anstrengungen, zusammen mit der sich verändernden Politik der oberen staatlichen 
Instanzen lösen noch längst nicht unsere Probleme, aber zusammen eröffnen sie uns neue und bisher 
nicht dagewesene Handlungsspielräume im Rahmen der haushaltsrechtlich erweiterten 
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Sanierungszeiträume.  

Dafür hat sich meine Fraktion lange eingesetzt. Wir haben auch die Grundbotschaft der 
Bezirksregierung in den zurückliegenden Gesprächen immer so verstanden: „Ich will die große 
haushaltspolitische Linie sehen, dann können wir über Einzelheiten reden.“  

Im Rahmen der Kooperation mit SPD und Grünen werden wir uns dafür einsetzen, dass der 
haushaltspolitische Kurs der Ratsmehrheit in den letzten beiden Jahren vom Grundsatz her fortgesetzt 
wird. Es muss dabei bleiben:  

 sinnvolles Sparen,  

 kein Kahlschlag bei sog. freiwilligen Leistungen,  

 keine unzumutbaren Kürzungen,  

 keine Privatisierungen von öffentlichen Aufgaben,  

 moderate Einnahmesteigerungen und strukturelle Verbesserungen im Haushaltsgeschehen.  

Letzteres bedeutet, dass auf etlichen Handlungsfeldern erst einmal Geld in die Hand genommen 
werden muss, um Dinge auf neue Gleise zu setzen, um damit in den Folgejahren nachhaltige 
Haushaltserleichterungen zu erzielen. Beispielhaft dafür stehen mögen qualitative Fortschritte bei der 
energetischen Sanierung, verbesserte Sozialeinrichtungen, mehr Prävention und Hilfsangebote, u.a. im 
Jugendbereich. Methodisch haben wir bereits gute Erfahrungen gesammelt mit dem 
Konjunkturprogramm II: Investieren, um längerfristig eine nachhaltige Haushaltssanierung  zu erzielen.  

Ein schwieriger Weg, der Politik und Verwaltung bis ins kommende Frühjahr wieder viel Arbeit 
abverlangen wird, aber auch ein aussichtsreicher Weg. Wir erwarten von der Verwaltung, dass sie 
nach Feststehen der wesentlichen Rahmendaten einen Haushaltsentwurf entlang der soeben 
skizzierten Prinzipien erstellt.  

Überörtliche Berater – wie sie die Landesregierung vorsieht - können dabei Sinn machen. Wir legen 
aber wert darauf, dass Vergleichbares verglichen wird und örtliche Besonderheiten nicht aus dem Auge 
verloren gehen. U.a. ist unsere Stadt nach wie vor eine der am meisten umweltbelasteten in ganz 
NRW und hat vielfach prekäre Sozialstrukturen. Was wir deshalb nicht brauchen, sind Schema-F-
Rezepte und schon gar nicht kostspielige private Unternehmensberatungen.  

Noch steht nicht fest, in welcher genauen Größenordnung Duisburg Haushaltsverbesserungen durch 
die vorgesehene Pflichtteilnahme am Entschuldungsprogramm des Landes erbringen muss. Die letzten 
Entscheidungen auf Landesebene stehen noch aus, darunter auch die Durchfinanzierung des 
Entschuldungspakets bis 2020. Mit aller Vorsicht lässt sich jetzt schon sagen: Der Abbau unseres 
aktuellen Jahresdefizits von 200 Mio. Euro, der Haushaltsausgleich bis 2017 und eine nachhaltige 
Trendwende für unsere überschuldete Stadt scheinen erreichbar, obwohl noch viele 
Unsicherheitsfaktoren im Spiel sind, nicht zuletzt die Konjunkturentwicklung, aber auch örtliche 
Faktoren wie die Frage, wie wir aus dem Abenteuer Küppersmühle und Gebag-Krise herauskommen.  

Wir werden uns auch dafür einsetzen, dass die Eckpunkte und wichtigsten Vorhaben des Haushalts 
2012 frühzeitig der Öffentlichkeit vorgestellt und diskutiert werden können, damit die Menschen in 
unserer Stadt wissen, was auf sie zukommt, wohin die Reise gehen soll und worin die politischen 
Meinungsverschiedenheiten bestehen.  

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
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Haushaltsrede von Herbert Fürmann, 

Fraktionsvorsitzender der LINKEN in der BV 

Hamborn am 24.05.2012  

23.05.2012 

Sehr geehrter Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren!  

Alle Jahre wieder heißt es bei den Haushaltsberatungen: Duisburg muss sparen, sparen, sparen. Doch 
in diesem Jahr ist etwas anders als sonst. Das Land hatte endlich ein Einsehen mit der Not der 
klammen Kommunen und legte den Stärkungspakt Stadtfinanzen auf. Die Landesmittel sind allerdings 
pflichtig an weitere kommunale Eigenbeiträge gebunden. 

Die städtischen Verwaltungsvorschläge zum Haushaltssanierungsplan haben – wie nicht anders zu 
erwarten - Sorgen, Ängste und  Proteste in der Bevölkerung hervorgerufen. Zusätzlich zum 
Haushaltssicherungskonzept – dessen Entwurf uns seit Jahresbeginn vorliegt – gibt es jetzt ein 
weiteres gestuftes Maßnahmenpaket in einer Größenordnung von 61 Mio. Euro bis 2016 und bis 2021 
in drei weiteren Stufen 82 Mio. Euro – das ist hart und schwer vermittelbar. Wir wiederholen auch hier 
noch mal: Eine gerechte Steuerpolitik des Bundes und eine angemessene Finanzausstattung bei des 
gesetzlichen Aufgaben der Kommunen hätte uns und andere Städte nie in diese Haushaltsmisere und 
Überschuldung geführt. Das muss sich ändern und dafür setzen wir uns auch weiterhin ein. 

Andererseits tun wir nicht leichtfertig ab, dass sich eine Landesregierung erstmals dazu aufgerafft hat, 
das Thema Ver- und Überschuldung der Kommunen anzupacken. Im ersten Schritt werden 34 
überschuldeten Kommunen unter der Bedingung von weiteren Eigenbeiträgen – deren Zusammen-
stellung weitgehend den betroffenen Kommunen überlassen bleibt – zur Haushaltssanierung Finanz-
hilfen zur Verfügung gestellt. Für Duisburg sind das bis 2021 überschlägig 418 Mio. Euro, Zinser-
sparnisse nicht eingerechnet, gerechtere GFG-Zuweisungen ebenfalls nicht. Auf diesem Hintergrund 
müssen und werden wir uns der Haushaltssanierung unter den neuen Bedingungen stellen.  
Die Maßnahmenvorschläge der Verwaltung sind uns aber erst seit einer Woche bekannt. Unsere 
Fraktion steht – wie andere auch - mitten in den Haushaltsberatungen. Dazu gehören zahlreiche Ge-
spräche mit betroffenen Akteuren, darunter Vereinen, Verbänden und Arbeitnehmervertretungen. 
Grundprinzip der Linksfraktion bei der Zusammenstellung des Eigenbeitrags, zu dem unsere Stadt im 
Rahmen des Stärkungspaktgesetzes verpflichtet ist: Sinnvolles und vertretbares Sparen + sinnvolle 
und vertretbare Einnahmeverbesserungen, aber keine Sparschweinereien bei Beiträgen für Sozial-
einrichtungen, keine unverantwortlichen Schließungen und keine Kahlschläge! 

Das Land hat immerhin einen wichtigen Schritt unternommen, auch wenn er in der kommunalen 
Familie umstritten bleibt. Andererseits, und das kann nicht oft genug wiederholt werden, ist der Bund 
der Hauptverantwortliche für die Finanzkrise der Kommunen. Er bürdet der kommunalen Ebene seit 
Jahrzehnten gesetzliche Pflichten ohne ausreichende Finanzierung auf. Diese Bundesregierung wird 
aller Voraussicht nach nicht die nächste sein. Erfolge im Kampf um eine durchgreifende Finanzre-form, 
eine gerechte Steuerpolitik und ein striktes Konnexitätsprinzips bei den Bundesgesetzen werden 
wichtiger denn je. „Wer die Musik bestellt muss sie auch bezahlen“.  

Stichwort Solidarpakt Ost: Auch wenn weite Teile der neuen Länder die vom CDU Ex-Kanzler 
versprochenen „blühenden Landschaften“ noch nicht gediehen sind, geht es nicht, dass wir uns hier 
kaputt sparen. Förderung strukturschwacher Gebiete ja, aber bitte nach Bedürftigkeit und nicht aus-
schließlich nach Himmelsrichtung. 

Aus unseren Überlegungen folgt: Die von der Verwaltung vorgelegten Haushaltsmaßnahmen sind 
angesichts der Zwangslage vielfach diskussionswürdig. Sie können aber von der LINKEN nicht 1:1 
akzeptiert werden. Wir sind jedoch optimistisch, dass wir im Rahmen der Kooperation zu einem ver-
änderten Maßnahmen-Paket kommen: sozial vertretbar, sinnvoll und seitens der Kommunalaufsicht 
genehmigungsfähig. Das würde jedenfalls ein neues Kapitel in unserer Haushaltspolitik aufschlagen. 
Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, der umfangreiche HSP liegt uns wie gesagt erst 
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wenige Tage vor, zu wenig für eine abschließende Beurteilung am heutigen Tag. Er wird jedoch mit 
Sicherheit nicht genau so umgesetzt werden. Unsere Beratungen sind noch nicht abgeschlossen. 
Diese Liste kann NICHT alternativlos sein, wie es die Vorsitzende der CDU-Ratsfraktion schon 
behauptet hat! 
Sparen ist ja gut, doch in etlichen Punkten muss eher von Streichliste sprechen. Wenn sozialen 
Hilfseinrichtungen wie Regenbogen oder Aidshilfe, um nur zwei Beispiele zu nennen, die Zuschüsse 
zusammen gestrichen werden, können die zumachen. Was wird aber dann aus den rat- und 
hilfesuchenden Menschen in unserer Stadt, meine Damen und Herren? Hinzu kommt, dass man mit 
diesen Minibeträgen den Haushalt dieser Stadt wahrlich nicht sanieren kann! 

So manch eine Gebühren- oder Beitragserhöhung kann sicherlich zur Haushaltskonsolidierung bei-
tragen. Aber eine so drastische Erhöhung der KiTa Gebühren ist eine Zumutung für alle Eltern. Die 
vom Land geforderte, beitragsfinanzierte Quote von 19% wird übrigens in nahezu keiner Kommune 
erfüllt. Man kann eine Stadt auch kaputt sparen. Erhöhte KiTa-Gebühren, dann noch Theater-, Bäder- 
und Büchereischließungen führen dazu, dass viele von denen, die es sich leisten können, in Städte 
wegziehen, in denen es noch Sport-, Kultur- und Freizeitangebote gibt. Wer bleibt, hat nicht mehr das 
Geld, für einen wirtschaftlichen Aufschwung in unserer Stadt zu sorgen, im Gegenteil: Das sind die 
Menschen, die auf Unterhalt durch die öffentliche Hand angewiesen sind.  Und solvente neue 
Einwohner kann man mit KiTa-Gebühren auf Rekordniveau sicherlich nicht in diese Stadt locken, wenn 
direkt nebenan Düsseldorf mit kostenlosen Plätzen lockt. Hinzu kommt das immer noch schlechte 
Image dieser Stadt. Wir schauen uns also jede vorgeschlagene Maßnahme auf die sozialen und 
gesamtstädtischen Folgen an.  

Meine Damen und Herren, kommen wir auf die Bezirksebene und damit zu Hamborn. Das HSP sieht 
hier drastische Veränderungen vor. Auch wenn es vielleicht auf den ersten Blick nicht mehr als ge-
recht scheint, nicht nur beim Bürger, sondern auch bei der Politik selbst zu sparen: Bei einer 
Reduzierung von sieben auf nur noch drei Bezirke geht viel Bürgernähe verloren. Hier gibt es noch 
enormen Beratungsbedarf, denn der Schnitt von 7 auf 3 wäre gewaltig. Ein Nordbezirk aus Walsum, 
Hamborn und Meiderich – Beeck und ggfls. auch noch Ruhrort hätte die Fläche und die Einwohner-
zahl unserer Nachbarstadt Oberhausen, einer Großstadt. Hinzu kommt, dass die künftigen Bezirks-
vertretungen dann auch nur noch 15 Sitze haben sollen. Wir fragen: Wer soll sich denn in einem solch 
großen Gebiet noch in allen Fragen und Problemen auskennen, wer sich mit dann dreimal so viel 
Planungen und anderen anstehenden Entscheidungen sinnvoll und bürgerfreundlich befassen? Hier 
sind vor allem die kleineren Fraktionen und die Einzelkämpfer betroffen. Für sie wäre das eh-
renamtlich und neben einem Vollzeitjob nicht mehr machbar. Eine solche Maßnahme wäre alles an-
dere als demokratiefördernd! 

Ob man wirklich sieben Bezirksämter, sieben Amtsleiter und Stellvertreter braucht, kann man dagegen 
durchaus hinterfragen. Auf jeden Fall muss aber der Bürgerservice im heutigen Umfang und an den 
heutigen Orten verbleiben. Es ist sogar zu überlegen, ob man ihn nicht ausbauen könnte, damit den 
BürgerInnen weite Wege erspart bleiben. Andere Behörden wie Ausländer- oder Sozialamt sind heute 
schon größtenteils überbezirklich zusammengelegt. Vielleicht kann man bei der Verwaltung hier und da 
noch etwas zusammenlegen und einzelne Gebäude freiziehen. Doch spart es wirklich, wenn dann das 
IMD auf leeren Verwaltungsgebäuden sitzt? 

Doch in Hamborn gibt es auch Positives zu vermelden. 
Mit der Vierfach-Sporthalle wird es in Kürze endlich weitergehen, nachdem die Ausschreibung gelaufen 
ist. Jahrelang lag die Baustelle in unmittelbarer Nachbarschaft zum Rhein-Ruhr-Bad brach, vom CDU-
Ex-OB als Mehrzweckhalle versprochen, die über den Verkaufserlös des Grundstücks der Rhein-Ruhr-
Halle problemlos zu finanzieren sei, mutierte zunächst zur einfachen Mehrfachturnhalle, um dann als 
unschöne umzäunte Dauerbrache auch die Besucherzahlen im Rhein-Ruhr-Bad deutlich nach unten zu 
drücken und damit die Einnahmen. 

Positiv die auch die gelungene Umgestaltung der ehem. Clauberg - Halle zu einer mittleren 



Linksfraktion Duisburg Archiv 2009 – 2013 Reden 
 

Veranstaltungshalle mit unterschiedlicher Bestuhlungsmöglichkeit auf den neuen Podesten. 
Das beschlossene Einzelhandelskonzept sieht Hamborn und Marxloh als zweites Hauptzentrum vor. 
Und das ist auch gut so. Auch wenn IHK und Einzelhandelsverband dagegen wettern und den Unter-
gang der Duisburger Innenstadt prophezeien. Beide Organisationen setzten sich in der Vergangenheit 
immer nur für die Innenstädte ein - mit dem Ergebnis, dass unsere Stadtteilzentren immer weiter 
verödeten. Die Aufwertung zum Hauptzentrum zeigt auch schon erste Früchte:  

In der ehemaligen Kaufhalle entsteht ein medizinisches Zentrum, am Altmarkt und an der Parallel-
straße tut sich etwas. Hier soll auf rund 10.000 m2 ein neues Shoppingcenter mit unterirdischem 
Parkhaus entstehen, das den ganzen Stadtteil aufwerten wird. Wir setzen uns dafür ein, dass in die-
sem Zusammenhang auch die Nutzung des Altmarkts verändert wird, Stichwort: Mehr Außengastro-
nomie. 

Langsam aber sicher kommt nach langer Verzögerung auch die Planung des FOC unter Einschluss 
der stillgelegten Rhein-Ruhr-Halle und dem altem Stadtbad ins Rollen. Die Einbeziehung der Zinkhüt-
tensiedlung hat zu ernstzunehmende Anwohnerprotesten geführt, insbesondere bei den langjährig dort 
Wohnenden. Das war verständlich, weil es die MieterInnen aus der Zeitung erfahren mussten. 
Nachdem aber ein nachprüfbar vernünftiges, soziales Umzugsmanagement erfolgt, ist bereits die 
Mehrzahl der Mieter entschlossen, in andere Wohnungen zu wechseln. Wir hoffen, dass dieser Konflikt 
bald beigelegt werden kann.  

Mit Ostermann hat ein großes Möbelhaus an der Grenze zu unserem Stadtbezirk Ansiedlungsinte-
resse bekundet. Auch das scheint trotz der Konkurrenz am ehemaligen Güterbahnhof in Stadtmitte auf 
gutem Wege zu sein. 

Herr Bezirksbürgermeister, Meine Damen und Herren, an dieser Stelle möchte ich einen Absatz aus 
meiner letztjährigen Haushaltsrede zitieren: 

„Auch die de facto Abschaffung des Botanischen Gartens konnte 2010 noch einmal abgewendet 
werden. Der dauerhafte Erhalt ist aber noch lange nicht gesichert und im aktuellen Haushaltsentwurf 
scheint der Botanische garten gar nicht mehr vorzukommen. Auch hierzu fordert die Regierungsprä-
sidentin die Stadtspitze auf, zu handeln – auch entgegen politischer Beschlüsse. Wir sollten aufpassen, 
dass Herr Sauerland nicht eine Tages die Gewächshäuser eigenhändig abreißt. Baggererfahrung hat 
er ja genug!“  

Auch wenn der Ex-OB nicht selbst Hand bzw. Bagger angelegt hat: Tropen- und Subtropenhaus sind 
weg! Trotz aller politischen und bürgerschaftlichen Proteste. Entgegen der Fachverwaltung um Dr. 
Greulich und Herrn Heimann waren die engagierten Bürger kompromissbereit bis an die Schmerz-
grenze. Meine Damen und Herren, DIE LINKE hat sich ebenfalls für den Erhalt des Botanischen Gar-
tens und ein tragfähiges neues Konzept eingesetzt. Jetzt bleibt zu hoffen, dass die mit den Freunden 
und Förderern des Botanischen Gartens und den Aquarianern vereinbarte Umgestaltung auch zügig 
umgesetzt wird. Im Augenblick ist der Anblick der kahlen und teils zerstörten Gewächshäuser depri-
mierend. Für unseren Stadtbezirk ist auch die Konkretisierung und Umsetzung Stadtentwicklungs-
konzept Marxloh von größter Bedeutung als kommunale Querschnittsaufgabe. Integration, Woh-
nungswirtschaft, Wohnumfeld, Verkehrsführung, demografische Entwicklung und viele andere Ar-
beitsfelder sind betroffen. Wir appellieren nachdrücklich an die Bürgerschaft, das Angebot zur demo-
kratischen Beteiligung anzunehmen und sich in den Arbeitskreise einzubringen.  

Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, 

lassen Sie mich zum Abschluss noch auf die von uns seit Jahren eingeforderte Bürgerbeteiligung 
eingehen. Wir forderten das schon weit vor Einführung des ersten Haushaltstags in Hamborn. Es gab 
mehrmals Beschlüsse in der BV und auch im Rat, den Bürger endlich nicht nur zu informieren, sondern 
ihn auch Vorschläge machen und ihn ein Votum abgeben zu lassen, ohne die letztendliche 
Entscheidung des Rates der Stadt auszuhebeln. Bisher hatte sich die Verwaltung gnadenlos über 
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diese politischen Beschlüsse hinweggesetzt. Doch da, wo es heute um bittere Kürzungen und 
Streichungen geht, will die Verwaltung nicht mehr alleine als Buhmann dastehen. Da geht es auf 
einmal, zumindest im Internet. Ich bin mal gespannt, welche sinnvollen Maßnahmen aus der 
Bürgerschaft eingebracht werden und wie der Rat in einem Monat damit umgeht.  

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  
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Haushaltsrede von Michael Dubielczyk, 

Fraktionsvorsitzender der Linken in der BV Mitte 

30.05.2012 

Sehr geehrter Herr Bezirksbürgermeister,  
meine sehr verehrten Damen und Herren !  

Wie in den vergangenen Jahren heißt es auch in diesem Jahr:  Duisburg muss sparen! Aber Sparen 
bedeutet, Geld auf die hohe Kante zu legen. Es passiert aber wie in jedem Jahr das totale Gegenteil: 
Es wird gekürzt in allen Bereichen und schon so viele Jahre, dass Duisburg für viele Menschen nicht 
mehr attraktiv ist. 

Manche Gebühren und Beitragserhöhungen können sicherlich zur Haushaltskonsolidierung beitragen, 
aber eine so drastische Erhöhung der KiTa-Gebühren ist eine Zumutung für Eltern und von ganz vielen 
nicht mehr zu bezahlen. 

Erhöhte KiTa Gebühren, dann noch Theater-, Bäder – und Büchereischließungen werden dazu führen, 
dass viele von denen, die es sich leisten können, in Städte wegziehen, in denen es ausreichend Sport-, 
Kultur- und Freizeitangebote gibt. Diejenigen, die bleiben haben nicht das Geld für einen 
wirtschaftlichen Aufschwung in unserer Stadt zu sorgen, im Gegenteil: Das sind Menschen, die auf 
Unterhalt durch die öffentliche Hand angewiesen sind! Im jeden Jahr müssen wir konstatieren, dass die 
Armut in unserer Stadt weiter steigt !  

Welche Folgen es hat, wenn wie geplant z.B. Einrichtungen wie Regenbogen oder die Aidshilfe die 
Zuschüsse zusammen gestrichen werden, können wir uns alle ausmalen: Rat – und Hilfesuchende 
werden allein gelassen und ihrem Schicksal überlassen. Hinzu kommt, dass man mit diesen 
vergleichsweise geringen Beiträgen, den Haushalt wahrlich nicht sanieren kann !  

Welche Folgen es hat, wenn z.B. der Sport in Duisburg nicht den Stellenwert hat, den er haben müsste 
und weitere Bäderschließungen vorgesehen sind, können wir uns alle denken !  

Etwas ist aber doch anders als in den Vorjahren: Es soll finanzielle Unterstützung vom Land geben, 
wenn Duisburg bereit ist in Vorleistung zu treten. Das Land hat einen Stärkungspakt Stadtfinanzen 
vorgelegt. Wie in vielen Organisationen ist auch in meiner Partei dieser Pakt sehr umstritten. Die 
städtischen Verwaltungsvorschläge zum HSP haben Ängste in der Bevölkerung hervorgerufen. Erste 
Proteste sind zu vernehmen, aber nach unserer Meinung noch viel zu verhalten und schwach. Die 
Linke wird mit ganzer Kraft solche Bürgerbewegungen unterstützen !  

Eines sagen wir ganz deutlich:  Eine gerechte Steuerpolitik des Bundes und eine angemessene 
Finanzausstattung bei den gesetzlichen Aufgaben der Kommunen hätten uns niemals in diese Misere 
und Überschuldung geführt ! Verantwortlich für diese Entwicklung ist nicht nur die jetzige Regierung 
aus CDU und FDP, sondern auch die Vorgänger aus SPD und Grüne !  

Wir verkennen dennoch nicht, dass sich eine Landesregierung zum ersten Mal dazu aufrafft, das 
Thema Ver – und Überschuldung der Kommunen anzupacken. Vor diesem Hintergrund werden wir uns 
der Haushaltssanierung unter den neuen Bedingungen stellen. 

Der HSP der Verwaltung ist uns erst seit ein paar Tagen bekannt. Unsere Fraktion steht mitten in den 
Haushaltsberatungen. Wir führen derzeit Gespräche mit Betroffenen, darunter Vereinen, Verbänden, 
Gewerkschaften, Betriebsräten usw.. Die Linke bleibt dabei: Bei der Zusammenstellung des 
Eigenbeitrages, zu dem die Stadt im Rahmen des Stärkungspaktgesetz verpflichtet ist, werden wir 
keinem Personalabbau, keinen Beitragserhöhungen für Sozialeinrichtungen, keinen unverantwortlichen 
Schließungen und Kahlschlägen anderswo zustimmen.  

Im Rahmen der Kooperation sind wir aber zuversichtlich, dass wir zu einem veränderten 
Maßnahmepaket kommen werden: Sozial vertretbar, sinnvoll und seitens der Kommunalaufsicht 
genehmigungsfähig.  
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Da uns der umfangreiche HSP erst wenige Tage vorliegt, ist eine abschließende Beurteilung am 
heutigen Tage nicht möglich.  

Ich will aber noch kurz eingehen auf die geplanten Maßnahmen für unseren Bezirk. 
Eine Reduzierung der BV-en von 7 auf 3 halten wir nicht für möglich. Hierdurch würde viel zu viel 
Bürgernähe verloren gehen. Und wenn dann noch wie geplant statt 19 nur noch 15 BezirksverterInnen 
pro BV gewählt werden können,  geht ein großes Stück Demokratie vor Ort verloren. 
BezirksverterInnen sind für viele Menschen die wichtigsten Ansprechpartner vor Ort. Das muss so 
bleiben, das lassen wir uns nicht nehmen !  

Ob wir wirklich sieben Bezirksämter, sieben Amtsleiter und Stellvertreter benötigen, kann man 
hinterfragen. Auf jeden Fall muss der Bürgerservice im heutigen Umfang und an den heutigen Orten 
verbleiben. Denkbar ist, den Service sogar auszubauen, damit den BürgerInnen weite Wege erspart 
bleiben.  

Abschließend stellen wir fest:  Jeder Haushalt hat zwei Seiten. Eine Ausgabe – und eine 
Einnahmeseite. Die Schulden in Deutschland wachsen um 2.100 Euro pro Sekunde. Insgesamt 
belaufen sich die Staatsschulden auf mehr als 2 Billionen Euro. Auf der anderen Seite wächst der 
private Reichtum der Multimillionäre und Milliardäre dreimal so schnell, um 6.400 Euro pro Sekunde. 
Dieser unfassbare Reichtum könnte – gerecht versteuert – zur Entlastung und Entschuldung aller 
Kommunen beitragen. Wenn die Forderungen des DGB und anderer Organisationen und der Linken 
umgesetzt würden (Einführung einer Millionärssteuer und Vermögenssteuer, Bekämpfung der 
Steuerflucht usw. usf.) ließen sich Mehreinnahmen von weit über 100 Mrd. Euro pro Jahr generieren ! 
Dafür wird sich die Linke parlamentarisch sowie außerparlamentarisch weiterhin einsetzen.   

Hätten wir heute noch die gleiche Steuergesetzgebung wie unter Helmut Kohl – nun wahrhaftig kein 
Linker -, hätten wir in Duisburg und auch anderswo nicht diese Probleme, es wäre Geld genug 
vorhanden.  

Es ist eine Frage der Umverteilung ! Wir müssen diese Zusammenhänge herstellen, denn sonst gehen 
wir am Kern der Probleme vorbei.  

Auch wenn es viele hausgemachte Ursachen geben mag – unbestritten -, wir müssen wieder von oben 
nach unten verteilen, sonst glauben die meisten Menschen, die katastrophale Situation unserer Stadt, 
ist einfach so vom Himmel gefallen !  

 

Kommunalhaushalt 2013 - Haushaltsausgleich ohne 

Sozialschweinereien erreichen, Input zur 

Haushaltsklausur der Gesamtfraktion am 

16.02.2013 

18.02.2013 

Kommunalhaushalt 2013 
Wir bleiben dabei: Haushaltsausgleich ohne Sozialschweinereien erreichen 
Input zur Haushaltsklausur der Gesamtfraktion am 16.02.2013 
  
Liebe Genossinnen und Genossen, 

 
zum Auftakt unserer Klausur einige Ausführungen und Zahlen, um zu verdeutlichen, wo wir in Duisburg 
haushaltspolitisch stehen und was unsere wichtigsten Ziele sind. 
Im Juni letzten Jahres haben wir nach monatelangen Beratungen mit den Stimmen der 
Kooperationsfraktionen zeitgleich den Etat für 2012 und erstmals einen Haushaltssanierungsplan 
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(HSP) verabschiedet, mit dem das Defizit von rd. 118 Mio. Euro schrittweise abgebaut werden soll.  Bis 
2016 soll der jährliche Haushaltsausgleich erreicht werden. Die beiden Pläne waren von der 
Bezirksregierung im vergangenen September genehmigt worden. Für Duisburg ist ein genehmigter 
Haushalt eine neue Situation, erstmals seit 12 Jahren, obwohl der Haushaltsausgleich schon seit 1994 
nicht mehr möglich war und durch Haushaltsicherungskonzepte alter Art angestrebt wurde, wie es die 
Gemeindeordnung vorsah. Das hat sich aber – wie bekannt – mehr und mehr als illusorisch 
erwiesen.  Die Gründe will ich hier aus Zeitgründen nicht vertiefen, sie sind aber in der Hauptsache der 
Unterfinanzierung der kommunalen Ebene bei der Durchführung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
geschuldet. Die Genehmigung des Haushalts 2012 galt aber eben nur für den Rest des Jahres – jetzt 
befinden wir uns wieder laut Gemeindeordnung in der sog. § 82-Situation, haben noch keinen 
genehmigten Haushalt 2013 und alles unterliegt der vorläufigen Haushaltsführung mit massiven 
Einschränkungen.  Ich komme noch darauf zurück. 

 
 Wir sind nun eine der 34 überschuldeten NRW-Kommunen, die nach dem Stärkungspaktgesetz des 
Landes von 2011 verpflichtet sind,  Sanierungspläne aufzustellen. Gelingt das nicht, kommt der 
Sparkommissar. Die Kommunalpolitik würde praktisch entmündigt. Ein Haushaltsausgleich ist nach 
dem vorgeschriebenen und beschlossenen HSP aber nur deshalb in Sicht, weil die Stadt neben 
eigenen – vermehrten – Anstrengungen im Gegenzug seit Ende 2011 jährliche Landeshilfen in Höhe 
von über 52,5 Mio. Euro erhält. Der Betrag soll nochmal  um knapp 1,2 Mio. aufgestockt werden, weil 
Fehler im Verteilungsschlüssel  korrigiert wurden. Das aber muss der Landtag noch verabschieden. 
Wir gehen davon aus, dass dies auch so kommt. 

 
Der HSP ist strenger als die bisherigen Haushaltssicherungskonzepte  (HSK), für die übrigens auch die 
Ausgleichsfrist auf 10 Jahren verlängert wurde (alte Regelung nach § 76 GO: Ausgleich innerhalb der 
mittelfristigen Finanzplanung). Aber: die betroffenen Kommunen können Spielräume bei der 
Ausgestaltung des HSP nutzen. Es gibt im Stärkungspaktgesetz z.B. keine Vorschrift, die besagt, dass 
vorrangig die sog. freiwilligen Leistungen aufs Korn zu nehmen sind, um die Schulden abzubauen. Sie 
sind aber auch nicht tabu. Allerdings müssen die städtischen Töchter stärker als bisher zum 
Schuldenabbau herangezogen werden. 

 
Der HSP, den wir im Juni 2012 beschlossen haben, folgt unseren Gestaltungsmöglichkeiten. Wir 
haben zum Abbau des Defizits zahlreiche Maßnahmen beschlossen, die die Einnahmeseite 
verbessern und die Ausgaben verringern, aber der HSP hat weder eine unsoziale Schlagseite, noch 
werden die sog. freiwilligen Leistungen (z.B. Kultur, Vereine, Sport, Schwangerschaftsberatung  usw.) 
„geschreddert“.  Wir haben auch keinen heftigen Sozialabbau beschlossen, wie die zunächst im 
Verwaltungsvorschlag vorgesehene massive Anhebung von Kindergartenbeiträgen. Der Abbau in der 
Verwaltung in einer vorgesehenen Größenordnung von rd. 680 Stellen in unserer schrumpfenden Stadt 
wird ohne betriebsbedingte Kündigungen vorgenommen. Ziel ist es, die über den gesamten Zeitraum 
bis 2021 zu erwartenden rd. 600 Fluktuationen sowie die Demografie des Verwaltungspersonals zu 
nutzen, nach der rd. 1.200 Personen die Altersgrenze erreichen. Zusammen also rd. 1.800. Aus 
diesem Potential soll also der Abbau erfolgen. Das Ganze verlangt selbstverständlich ein langfristiges 
Personalentwicklungskonzept, an dem noch gearbeitet wird. Klar ist aber auch, dass die Ausbildung 
auf hohem Niveau fortgeführt werden muss, um die Verwaltung nicht handlungsunfähig zu machen. 
Des Weiteren haben wir u.a. beschlossen, Rat und BVs zu verkleinern. Kostspielige Ausgliederungen 
(z.B. IDE) werden rückgängig gemacht, einige städtische Töchter werden neu aufgestellt, wie DMG 
und Frische-Kontor oder der Einkauf. Kostspielige Immobilien und kommunalpolitisch nicht notwendige 
Immobilien werden aufgegeben, das Büroflächenmanagement verbessert.  Die Einnahmeseite 
zeichnet sich insbesondere dadurch aus, dass die Kommunalsteuern, also die Gewerbesteuer und die 
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Grundsteuer B schrittweise angehoben werden, sich aber vergleichsweise im regionalen Spektrum 
halten. 

 
In einem beschleunigten Verfahren beraten wir nun den am 21.1. von der Verwaltung dem Rat 
vorgelegten Haushaltsentwurf 2013 sowie eine Aktualisierung des HSP und wollen beides bereits am 
18. März verabschieden. Die 34 Stärkungspaktkommunen erster Stufe müssen als Regelfall den 
jeweiligen Haushaltsentwurf bereits bis zum 1.12. eines jeden Jahres vorlegen, was uns aber schlicht 
unmöglich war, da wir den HSP erst im letzten Juni verabschieden konnten. Dies ist von der 
Kommunalaufsicht akzeptiert worden. Ein weiterer gewichtiger Grund spricht dafür – ich habe es 
eingangs angedeutet - jetzt Gas zu geben: Wir wollen so schnell wie möglich wieder einen 
genehmigten Haushalt haben, aus der vorläufigen Haushaltsführung raus und mehr Handlungsfreiheit 
zurück gewinnen. Teil der Beratungen ist auch die Aktualisierung der Eckpunkte des HSP bis 2016 
bzw. 2021, zu dem die Stadt gesetzlich verpflichtet ist. Die aktuellen Entwicklungen seit der 
Verabschiedung des HSP 2012 haben trotz geringerer Zinslast unter dem Strich Verschlechterungen 
erbracht, die kompensiert werden müssen.  Dazu gab es bereits eine erste Veränderungsnachweisung 
des OB auf der letzten Ratssitzung. Darüber hinaus gibt es weitere – örtliche, aber natürlich auch 
gesamtwirtschaftliche - Risikofaktoren. Das wird uns der Kämmerer gleich im Einzelnen darlegen. 
Des Weiteren werden Einzelheiten zur Sprache kommen, für die Mehrausgaben erforderlich sind, wie 
für den Ausbau der U3-Kapazitäten, die Aktualisierung des Brandschutzbedarfsplans sowie 
Mehrausgaben für Trainees und Auszubildende. Die Kooperation aus SPD/DIE LINKE/Grüne hat sich 
darauf verständigt, zum Ausgleich nicht auf die von ihr 2012 abgelehnten Verwaltungsvorschläge 
zurückzugreifen, weil wir sie für sozial ungerecht und kommunalpolitisch problematisch halten. DIE 
LINKE ist auch nicht bereit, städtische Unternehmen zu privatisieren. Stattdessen sollten wir vor allem 
darauf orientieren, noch einmal die Einnahmeseite zu verbessern. Dazu könnte insbesondere die 
bereits beschlossene weitere Grundsteuer B vorgezogen und/oder nochmals erhöht werden. Heute 
Nachmittag werden wir uns mit diesem Vorschlag noch näher befassen. Die Vergnügungssteuer ist 
bereits laut Ratsbeschluss vom Dezember 2012 angehoben worden. 

 
Wichtig für uns:  Wir müssen unsere aktuelle und künftige Haushaltspolitik am beschlossenen 
Haushaltssanierungsplan ausrichten, wenn wir die Chance auf Genehmigung des Haushaltsplans 2013 
halten wollen.  Daran führt leider kein Weg vorbei. Aber wir sollten an unserer bisherigen Linie 
festhalten, wie ich sie skizziert habe. Dazu zählt aber auch, dass bestimmte Projekte und Vorhaben 
angepackt werden müssen, die uns politisch sehr wichtig sind – wir werden nachher noch darüber 
beraten. Ich erwähne nur das NS-Doku-Zentrum und den Sozialpass; Erleichterungen bei der 
Sparvorgabe bei DuisburgSport zählen ebenfalls dazu oder die Hausmeisterstellen im 
Grundschulbereich. Die Signale von unseren Kooperationspartnern gehen grundsätzlich ebenfalls in 
diese Richtung. 

 

Haushaltsrede 2013, BV Hamborn 25.02.2013 

Sehr geehrter Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
 
Es hat sich was verändert in dieser Stadt. 2012 gab es erstmals seit 12 Jahren einen genehmigten 
kommunalen Haushalt. Ein Neuanfang für Duisburg! 
 
Im Juni letzten Jahres haben wir nach monatelangen Beratungen mit den Stimmen der 
Kooperations¬fraktionen zeitgleich den Etat für 2012 und erstmals einen Haushaltssanierungsplan 
(HSP) verab¬schiedet, mit dem das Defizit von rd. 118 Mio. Euro schrittweise abgebaut werden 
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soll.  Bis 2016 soll der jährliche Haushaltsausgleich erreicht werden. Die beiden Pläne waren von der 
Bezirksregierung im vergangenen September genehmigt worden. Für Duisburg ist ein genehmigter 
Haushalt eine neue Situation,  ein Haushaltsausgleich war schon seit 1994 nicht mehr möglich. Die 
früheren Versuche, einen Ausgleich durch Haushaltsicherungskonzepte alter Art zu erreichen, hatten 
sich samt und sonders als illusorisch erwiesen.  Die Gründe will ich hier aus Zeitgründen nicht 
vertiefen, sie sind aber in der Hauptsache der Unterfinanzierung der kommunalen Ebene bei der 
Durchführung ihrer gesetzlichen Aufgaben geschuldet. 
Die Genehmigung des Haushalts 2012 galt aber eben nur für den Rest des Jahres – jetzt befinden wir 
uns wieder laut Gemeindeordnung in der sog. § 82-Situation, haben noch keinen genehmigten 
Haushalt 2013 und alles unterliegt der vorläufigen Haushaltsführung mit massiven Einschränkungen. 
 
Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, 
wir sind nun eine der 34 überschuldeten NRW-Kommunen, die nach dem Stärkungspaktgesetz des 
Landes von 2011 verpflichtet sind,  Sanierungspläne aufzustellen. Gelingt das nicht, kommt der 
Sparkommissar. Die Kommunalpolitik würde praktisch entmündigt. Ein Haushaltsausgleich ist nach 
dem vorgeschriebenen und beschlossenen HSP aber nur deshalb in Sicht, weil die Stadt neben 
eigenen – vermehrten – Anstrengungen im Gegenzug seit Ende 2011 jährliche Landeshilfen in Höhe 
von über 52,5 Mio. Euro erhält. Der Betrag soll nochmal  um knapp 1,2 Mio. aufgestockt werden, weil 
Fehler im Verteilungsschlüssel  korrigiert wurden. Das aber muss der Landtag noch verabschieden. 
Wir gehen davon aus, dass dies auch so kommt. 
 
Der HSP ist strenger als die bisherigen Haushaltssicherungskonzepte  (HSK), für die übrigens auch die 
Ausgleichsfrist auf 10 Jahren verlängert wurde. Aber: die betroffenen Kommunen können Spiel¬räume 
bei der Ausgestaltung des HSP nutzen. Es gibt im Stärkungspaktgesetz z.B. keine Vorschrift, die 
besagt, dass vorrangig die sog. freiwilligen Leistungen aufs Korn zu nehmen sind, um die Schulden 
abzubauen. Sie sind aber auch nicht tabu. Allerdings müssen die städtischen Töchter stärker als bisher 
zum Schuldenabbau herangezogen werden. 
 
Der HSP, den wir im Juni 2012 beschlossen haben, folgt unseren Gestaltungsmöglichkeiten. Wir 
ha¬ben zum Abbau des Defizits zahlreiche Maßnahmen beschlossen, die die Einnahmeseite 
verbessern und die Ausgaben verringern. Auch wenn dabei einige gravierende Einschnitte notwendig 
waren, hat der HSP aber weder eine unsoziale Schlagseite, noch werden die sog. freiwilligen 
Leistungen (z.B. Kultur, Vereine, Sport, Schwangerschaftsberatung  usw.) „geschreddert“. 
Wir haben auch keinen heftigen Sozialabbau beschlossen, wie die zunächst im Verwaltungs-vorschlag 
des letzten Jahres vorgesehene massive Anhebung von Kindergartenbeiträgen. Auch das ist ein 
Neuanfang! 
 
Der Abbau in der Verwaltung in einer vorgesehenen Größenordnung von rd. 680 Stellen in unserer 
schrumpfenden Stadt wird ohne betriebsbedingte Kündigungen vorgenommen. Ziel ist es, die über den 
gesamten Zeitraum bis 2021 zu erwartenden rd. 600 Fluktuationen sowie die Demografie des 
Verwaltungspersonals zu nutzen, nach der rd. 1.200 Personen die Altersgrenze erreichen. Zusam-men 
also rd. 1.800. Aus diesem Potential soll also der Abbau erfolgen. Das Ganze verlangt selbst-
verständlich ein langfristiges Personalentwicklungskonzept, an dem noch gearbeitet wird. Klar ist aber 
auch, dass die Ausbildung auf hohem Niveau fortgeführt werden muss, um die Verwaltung nicht 
handlungsunfähig zu machen. Es ist aber jetzt schon deutlich, dass das Abbauziel sehr anspruchs¬voll 
ist. Etliche Verwaltungsbereich gehen personell auf dem Zahnfleisch! Das kann nicht so weiter gehen. 
 
Kostspielige Ausgliederungen (z.B. IDE) werden rückgängig gemacht, einige städtische Töchter 
werden neu aufgestellt, wie DMG und Frische-Kontor oder der Einkauf. Kostspielige Immobilien und 
kommunalpolitisch nicht notwendige Immobilien werden aufgegeben, das Büroflächenmanagement 
verbessert.  Die Einnahmeseite zeichnet sich insbesondere dadurch aus, dass die Kommunalsteuern, 
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also die Gewerbesteuer und die Grundsteuer B schrittweise angehoben werden, sich aber 
vergleichsweise im regionalen Spektrum halten. 
 
Das ist ein Neuanfang für Duisburg. 
 
In einem beschleunigten Verfahren beraten wir nun den am 21.1. von der Verwaltung dem Rat 
vorgelegten Haushaltsentwurf 2013 sowie eine Aktualisierung des HSP und wollen beides bereits am 
18. März verabschieden. Ein gewichtiger Grund dafür: Wir wollen so schnell wie möglich wieder einen 
genehmigten Haushalt haben, aus der vorläufigen Haushaltsführung raus und mehr Handlungsfreiheit 
zurück gewinnen und zum Beispiel die von meinem Vorredner angesprochenen Projekte im .Bereich 
Straßen- oder Sportanlagensanierung  umsetzen zu können. 
Teil der Beratungen ist auch die Aktualisierung der Eckpunkte des HSP bis 2016 bzw. 2021, zu dem 
die Stadt gesetzlich verpflichtet ist. Die aktuellen Entwicklungen seit der Verabschiedung des HSP 
2012 haben trotz geringerer Zinslast unter dem Strich Verschlechterungen erbracht, die kompensiert 
werden müssen.  Dazu gab es bereits eine erste Veränderungsnachweisung des OB auf der letzten 
Ratssitzung. Darüber hinaus gibt es weitere – örtliche, aber natürlich auch gesamtwirtschaftliche - 
Risikofaktoren. 
 
Des Weiteren gibt es Bereiche, für die Mehrausgaben erforderlich werden, wie z.B. für den Ausbau der 
U3-Kapazitäten und die Aktualisierung des Brandschutzbedarfsplans. Die Kooperation aus SPD/DIE 
LINKE/Grüne hat sich darauf verständigt, zum Ausgleich nicht auf die von ihr schon 2012 abgelehnten 
Verwaltungsvorschläge zurückzugreifen, weil wir sie für sozial ungerecht und kommunalpolitisch 
problematisch halten. DIE LINKE ist auch nicht bereit, städtische Unternehmen zu privatisieren. 
Stattdessen sollten wir vor allem darauf orientieren, noch einmal die Einnahmeseite zu verbessern. 
Dazu könnte insbesondere die bereits beschlossene weitere Erhöhung der Grundsteuer B vorgezogen 
und nochmals angehoben werden. 
 
Aber mit dieser Anhebung muss es dann sein Bewenden haben. Wir dürfen unsere Stellschrauben 
nicht überdrehen! Die Vergnügungssteuer ist bereits laut Ratsbeschluss vom Dezember 2012 
angehoben worden. 
 
Ein Wort zum Zoo: Der Zoo ist sicherlich eine für Duisburg wichtige Einrichtung. Wenn ihr wegen der 
schlechten Witterung und damit ausbleibenden Besuchern  die einnahmen im letzten Jahr 
weggebrochen sind, muss hier die Stadt helfen. Doch auch der Zoo muss einsparen, da darf es kein 
Tabu geben. 
Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, 
wir wiederholen auch hier noch mal: Eine gerechte Steuerpolitik des Bundes und eine angemessene 
Finanzausstattung bei den gesetzlichen Aufgaben der Kommunen hätte uns und andere Städte nie in 
diese Haushaltsmisere und Überschuldung geführt. Das muss sich ändern und dafür setzen wir uns 
auch weiterhin ein. Das Land hat immerhin einen wichtigen Schritt unternommen. Andererseits, und 
das kann nicht oft genug wiederholt werden,  ist der Bund der Hauptverantwortliche für die Finanzkrise 
der Kommunen. Er bürdet der kommunalen Ebene seit Jahrzehnten gesetzliche Pflichten ohne 
ausreichende Finanzierung auf. Unsere Hoffnung: Diese Bundesregierung wird aller Voraussicht nach 
nicht die nächste sein. Erfolge im Kampf um eine durchgreifende Finanzreform, eine gerechte 
Steuerpolitik und ein striktes Konnexitätsprinzips bei den Bundesgesetzen werden wichtiger denn je. 
„Wer die Musik bestellt muss sie auch bezahlen“. 
 
Meine Damen und Herren, kommen wir auf die Bezirksebene und damit zu Hamborn. Auch hier ist ein 
Neuanfang zu spüren. 
Die Vierfach-Sporthalle geht endlich ihrer Fertigstellung entgegen, nachdem die Baustelle unter der 
alten Stadtspitze jahrelang vor sich hin dümpelte. Über die brandschutztechnisch überholte und völlig 
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neu gestaltete Clauberg-Halle können sich Bürger und Vereine im Stadtbezirk freuen. Das Zentrum 
von Marxloh stabilisiert sich immer weiter. Hier gibt es alles – außer Leerstände bei den 
Einzelhandelsflächen. 
In der ehemaligen Kaufhalle ist ein medizinisches Zentrum entstanden. Mit Ostermann wird sich ein 
riesiges Möbelhaus an der Grenze zu unserem Stadtbezirk ansiedeln, dem Baurecht steht eigentlich 
nichts mehr im Wege. Nach dem heftigen Einschnitt für den Botanischen Garten gibt es auch hier 
einen Neuanfang, gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern und Vereinen aus dem Stadtteil. Mit 
Beginn der wärmeren Jahreszeit werden hier die ersten Ergebnisse sichtbar werden. Allerdings will ich 
keinen Hehl daraus machen, dass wir als LINKE die Umgestaltung immer noch als herben Verlust für 
Hamborn und den gesamten Duisburger Norden sehen. Es ist aber der mehr als angespannten 
Finanzlage geschuldet und der Kompromiss lässt hoffen. 
 
Neuanfang für Duisburg, den sehe ich auch, was die langfristige Stadtentwicklung angeht. Unter dem 
Stichwort „Duisburg 2027“ gibt es eine bisher in Duisburg nicht gekannte Öffentlichkeitsbeteiligung. 
Gerade sind die teilräumlichen Strategiekonzepte den Bürgerinnen und Bürgern vorgestellt worden, 
folgen jetzt die Bürgerworkshops in den einzelnen Bezirken. 
 
Auch wenn es auf den ersten Blick vielleicht schockiert hat: Auch die Schließung der Grundschulen an 
der Gartenstraße ist ein Neuanfang. Warum war denn die Schließung so plötzlich erforderlich? Nicht 
weil hier neue Mängel zutage gefördert wurden, sondern weil die alte Stadtspitze sich einen Scheiß um 
längst fällige Brandschutzsanierungen gekümmert hat. Der neue Baudezernent nimmt die 
festgestellten Mängel jetzt endlich erst! Was wäre denn, wenn im Brandfall wegen fehlender 
Fluchtwege Kinder und Lehrer zu schaden kommen würden? Die Loveparade - Katastrophe lässt 
grüßen. Das werden auch mit Sicherheit nicht die letzten Schulgebäude in dieser Stadt sein, die davon 
betroffen werden. 
 
Die morgens oft überfüllte Straßenbahnlinie 903 braucht unbedingt eine Verstärkung. Das hatte auch 
schon die CDU erkannt und in einem Schnellschuss die Einführung der von der DVG entwickelten 
Schnellbus-Linie gefordert. Doch kein Wort, wie die jährlich 240.000 Euro Mehrkosten für die DVG 
finanziert werden könnten. Linke und Grüne Verkehrsexperten saßen lange mit der DVG an einem 
Tisch und es wird hoffentlich bis zur entscheidenden Ratssitzung eine Lösung für diese Linie gefunden 
werden. Ich mache allerdings keinen Hehl daraus, dass ich eine Verdichtung des Straßenbahntaktes 
für die bessere Lösung halte, doch dazu fehlen der DVG bis zur geplanten Erneuerung des 
Bahnfuhrparks 2020 die Kapazitäten. 
 
Doch nicht überall klappt der Neuanfang. Am Altmarkt und an der Parallelstraße ist leider der Investor 
abgesprungen, die für den Bezirk Hamborn und den Duisburger Norden so wichtige Stärkung des 
Einzelhandelsbereichs rund um den Altmarkt ist dadurch leider ins stocken geraten. Das bietet aber die 
Chance, bei der weiteren Planung die Fläche des Altmarktes und der begleitenden Straßen mit 
einzubeziehen, Der SPD Fraktionsvorsitzende hat sich hierzu auch in unserem Sinne geäußert. 
 
Auch auf das FOC müssen wir leider weiter warten. Wir hoffen weiterhin darauf, dass es kommt und 
die mit der Genehmigung verbundenen und noch offenen Fragen zufriedenstellend gelöst werden. 
Insbesondere setzen wir weiterhin auf die baldige Fortführung des sozialen Umzugsmanagements. 
 
Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, 
lassen Sie mich zum Abschluss noch auf die von uns seit Jahren eingeforderte Bürgerbeteiligung 
eingehen. Wir forderten das schon weit vor Einführung des ersten Haushaltstags in Hamborn. Es gab 
mehrmals Beschlüsse in der BV und auch im Rat, den Bürger endlich nicht nur zu informieren, sondern 
ihn auch Vorschläge machen und ihn ein Votum abgeben zu lassen, ohne die letztendliche 
Entscheidung des Rates der Stadt auszuhebeln. Doch seit dem vergangenen Jahr gibt es für die 
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Bürgerinnen und Bürger zumindest im Internet die Möglichkeit einer Beteiligung. Doch ist dieses 
Instrument noch sehr stark verbesserungsbedürftig. Die Verwaltungsvorlagen werden ja kaum von den 
Politikern verstanden, wie soll da der normale Bürger durchblicken? Hier ist noch eine große Aufgabe 
für die Stadtspitze, dieses Portal so zu gestalten, dass auch der normale Bürger die einzelnen Projekte 
verstehen und sich einbringen kann. Zumal die Haushaltstage in diesem Jahr als Alternative für die 
Bürger ausgefallen sind, was wir sehr bedauern. Wir fordern den OB und die Verwaltung auf, zu den 
nächsten Haushaltsberatungen, die ja noch in diesem Jahr anstehen, die bürgerfreundlichen 
Haushaltstage wieder einzuführen und dabei den Bürgern auch die Möglichkeit einzuräumen, 
Anregungen zum Haushalt machen zu können. 
 
Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen 
ich danke für Ihre Aufmerksamkeit 
 
Herbert Fürmann 
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE 
in der BV Hamborn 

 

Haushaltsrede 2013 BV Meiderich/Beeck 25.02.2013 

Sehr geehrte Frau Bezirksbürgermeisterin, meine Damen und Herren 
 
es ist nicht so einfach , den vorliegenden Haushaltsentwurf zu bewerten. Auf der einen Seite scheint 
zum zweiten Mal die Chance zu bestehen, dank auch der Landesmittel des „Stärkungspaktes „einen 
genehmigungsfähigen, perspektivisch ausgeglichenen Haushalt darzustellen, und damit einen Rest 
kommunaler Handlungsfähigkeit wieder zu erlangen. 
 
Und das wiederum ohne allzu tiefe Einschnitte  bei den uns wichtigen sozialen Bereichen. 
Auch auf Bezirksebene hat es, soweit wir ersehen konnten, keine wesentlichen Kürzungen bei den in 
der Entscheidungsgewalt der Bezirksvertretung liegenden Mittel  gegeben. 
Aber natürlich lässt sich ein strukturelles Defizit von ca. 118 Mio. Euro dennoch nicht ohne 
schmerzhafte Einschnitte  ausgleichen. 
Im Wesentlichen wird versucht, dieses Ziel durch Personalabbau zu erreichen, wo schon heute 
wichtige Aufgaben nicht bewältigt werden können (Einbürgerungsstop ; Selbstanzeige von 
MitarbeiterInnen der Umweltverwaltung, die ihren gesetzlichen Aufgaben nicht nachkommen können). 
Auch wenn der Stellenabbau sozialverträglich von statten gehen soll,  wird es weh tun: eingeschränkte 
Leistungen für den Bürger, erhöhte Arbeitslosigkeit etc. 
Um nur eine  Zahl für Meiderich/ Beeck  zu zitieren: Reduzierung der Personalaufwendungen von 516 
Tsd. Euro (2011) auf 359 Tsd. Euro (2016) (Bezirksmanagement) 
Es darf auch nicht vergessen werden, dass der versprochene Haushaltsausgleich auf bereits heute 
wiederlegten Annahmen wie einer kontinuierlichen Konjunkturentwicklung  und  unrealistisch hohen 
Gewinnabführungen der Städtischen Töchter wie Klinikum Wedau und GMVAQ  Oberhausen beruht. 
Auch der Versuch des Haushaltsausgleiches durch Erhöhung der Grundsteuer B ist natürlich 
zweischneidig, trifft dies Maßnahme ja nicht nur den reichen Grundbesitzer sondern auch den kleinen 
Mieter, aber immerhin beide, das ist ja hierzulande schon viel. 
Auch wenn wir erfreut zur Kenntnis nehmen, dass einige lange geforderte Maßnahmen wie die 
Sicherung des Fußgängerweges der Tunnelstraße und der Radweg in der Bürgermeister Pütz Straße 
jetzt wohl im Haushalt abgesichert sind: eine Verminderung der Mittel  für die Bereitstellung öffentlicher 
Verkehrsflächen von 174625 in 2011 auf 23220 in 2016 lässt für die Zukunft Schlimmes erwarten. 
Wenn wir trotz aller dieser Bedenken dem Haushalt zustimmen, geschieht es, weil wir der Meinung 
sind, dass auf kommunaler Ebene durch diesen Haushalt das Mögliche  getan wurde, die 
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Auswirkungen der aufgezwungenen Haushaltskonsolidierung auf den Bürger abzumildern. 
Dabei betonen wir immer wieder, dass die Haushaltsmisere der klammen Kommunen in der 
Vergangenheit nicht wesentlich und heute schon gar nicht durch deren Verschwendungssucht 
entstanden ist, sondern durch die Abwälzung sozialer Lasten durch sämtliche Bundes- und 
Landesregierungen auf die Kommunen, und hier  - und nicht bei den Sparplänen der Kommunen - liegt 
auch der Schlüssel zur Aufhebung dieser Misere. 
 
Detlef Feldmann 
(Bezirksvertreter) 

 

Haushaltsrede 2013, BV Mitte 25.02.2013 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
  
Im Sommer des vergangenen Jahres haben nach monatelangen Beratungen die 
Kooperationsfraktionen aus SPD, Grüne und Die Linke den Etat für 2012 und erstmals einen 
Haushaltssanierungsplan (HSP) verabschiedet, mit dem das Defizit von rd.118 Mio. Euro schrittweise 
abgebaut werden soll. 
 
Bis 2016 soll nun der jährliche Haushaltsausgleich erreicht werden. Was die Opposition erhofft hatte, 
ist nicht eingetreten: 
Die beiden Pläne wurden von der Bezirksregierung im September 2012 genehmigt. Erstmals seit 12 
Jahren lag für Duisburg eine genehmigter Haushalt ! 
 
Und das für uns Wichtigste: Es gab keine Sozialschweinereien und Privatisierungen von städtischen 
Unternehmen, wie von der Opposition gefordert, keinen Kahlschlag im Kulturbereich und bei den 
Vereinszuschüssen. Immerhin betreut unser Bezirk zur- zeit 300 Vereine ! 
 
Nun beraten wir den am 21.01. von der Verwaltung vorgelegten Haushaltsentwurf 2013. Ziel ist es, so 
schnell wie möglich wieder einen genehmigten Haushalt zu bekommen um mehr Handlungsfreiheit zu 
gewinnen. Mehrausgaben sind u.a. erforderlich für den Ausbau der U3-Kapazitäten und weitere 
Maßnahmen. 
Die Linke ist weiterhin nicht bereit städtische Unternehmen für kurzfristige Einnahmen zu privatisieren. 
Stattdessen orientieren wir darauf, die Einnahmeseite zu verbessern (Erhöhung Grundsteuer B). 
Wir werden weiterhin dafür eintreten, dass Projekte und Vorhaben wie 
das NS-Doku-Zentrum und der Sozialpass angepackt werden sowie Erleichterungen bei den 
Kürzungsvorgaben bei DuisburgSport ! 
 
In den vergangenen Monaten und Wochen ist die langfristige Stadtplanung mit Bürgerbeteiligung 
(Duisburg 2027) sowie die wichtige Gestaltung des Bahnhofsvorplatzes ebenfalls unter  umfassender 
Bürgerbeteiligung in den Mittelpunkt des Geschehens gerückt. Wir begrüßen diese Entwicklung hin zu 
mehr Bürgerbeteiligung außerordentlich. Schließlich wird somit eine alte Forderung der Linken in 
unserer Stadt endlich umgesetzt. Erinnert sei daran, dass es die Linke war, die Bürgerhaushalte in den 
einzelnen Bezirken jahrelang gefordert und begleitet hat. 
Es freut uns ganz besonders, dass nun auch die Fraktionen von SPD und CDU in der BV-Mitte ihren 
Widerstand gegen mehr Bürgerbeteiligung aufgegeben hat. 
 
Ein Thema, dass uns die nächsten Wochen, Monate und Jahre herausfordern wird, ist die Situation der 
Neuzuwanderer aus Südosteuropa in Hochfeld. Auf Betreiben der Ratsfraktion der Linken wurde ein 



Linksfraktion Duisburg Archiv 2009 – 2013 Reden 
 

Handlungskonzept verabschiedet, welches auf Integration statt auf Spaltung und rassistischer 
Ausgrenzung setzt. Wir begrüßen in diesem Zusammenhang die Stellungnahme des “Klüngelclubs” in 
Hochfeld, der heute allen Fraktionen vorliegt. Vor allem möchte ich die Gelegenheit nutzen und den 
Initiativen und Verbänden danken, die sich mit viel Engagement den Problemen annehmen, die durch 
eine verfehlte europäische Sozialpolitik und permanentes Wegschauen der politisch Verantwortlichen 
in Bund und Land entstehen. 
Wir wissen, dass die Situation in dem ohnehin mit großen Problemen belasteten Stadtteil schon jetzt 
sehr angespannt ist. Wieviel größer  werden die Herausforderungen sein, wenn 2014 durch das sog. 
„Arbeitnehmerfreizügigkeits-gesetz” die Grenzen für nach Arbeit Suchende arme Menschen geöffnet 
werden. Schon jetzt sind die Wohnverhältnisse und der Schwarzmarkt für billige Arbeitskräfte (der sog. 
Arbeiterstrich) menschenverachtend. Hier werden bitter arme Menschen skrupellos ausgebeutet und 
ausgenommen. 
 
Die Linke in der BV Mitte hat sich im vergangenen Jahr ganz vehement gegen den Bau eines 
Supermarktes und anderer Geschäfte auf dem ehemaligen Bullergelände in Neudorf ausgesprochen. 
Wir haben den Kolleginnen und Kollegen aus den anderen in unmittelbarer Nähe gelegenen 
Märkten  in einer gut besuchten Bürgeranhörung eine Stimme gegeben, die um den Verlust ihrer 
Arbeitsplätze bangten. Wir haben befürchtet, dass der CAP-Markt die zusätzliche Konkurrenz nicht 
überleben wird. Leider haben wir Recht behalten. Der CAP-Markt schließt und die Arbeitsplätze sind 
weg. Ob diese Entwicklung auch für andere Supermärkte gilt, bleibt zu befürchten. 
 
Die Errichtung eines Mahnmals zur Erinnerung an die Deportation jüdischer Kinder am Hauptbahnhof 
haben wir sehr begrüßt. Im Rahmen der antifaschistischen Woche ist an das Schicksal der Opfer des 
Faschismus in Duisburg erinnert worden. Aber es wurden auch die Täter benannt. In diesem 
Zusammenhang ist skandalös, dass es immer noch Straßen gibt, die den Namen ehemaliger 
Nazigrößen und Kriegsverbrecher tragen. Auch in unserem Bezirk. Die Gewerkschaft GEW hat in den 
vergangenen Tagen darauf aufmerksam gemacht. Die Linke wird sich dieses Themas annehmen und 
entsprechende Anträge auf Umbenennung machen. 
 
Aufgrund der verschiedenen Bauprojekte rund um den Hauptbahnhof ist eine provisorische Verlegung 
des Fernbusbahnhofes zur Otto-Keller-Str. notwendig geworden. Aus der Verwaltung ist zu 
vernehmen, dass der Widerstand der Anwohner gegen den Umbau ihrer Straße relativ gering ist.Es 
gibt große Hoffnungen, dass durch die Liberalisierung des nationalen Busverkehres in direkter 
Konkurrenz zur DB (was vorher per Gesetz untersagt war), eine neue Ära im Personenverkehr 
eingeläutet wird. 
Die Linke hält diese Entwicklung nicht nur aus Umweltgründen für falsch. Die Staus auf den 
Autobahnen scheinen die Neoliberalen nicht zu kümmern. Die Verwaltung prüft derzeit ein 
Betreibermodell für den Busbahnhof, um Einnahmen generieren zu können. 
 
Eine Anmerkung sei gestattet: Auf wessen Kosten werden die nun bekannt gewordenen sensationellen 
Billigpreise, mit denen die Bus-Unternehmen schon heute werben, eigentlich erwirtschaftet ? Doch 
wohl nur auf Kosten der Beschäftigten ! Interessant ist, dass die Busunternehmen erst 2017 (!) ihre 
Beschäftigungs-bedingungen offenlegen müssen. Interessant ist, dass es für die Fahrgäste keine 
verbrieften Fahrgastrechte geben wird, wie z.B. bei der DB AG ! Und interessant ist es auch, dass die 
Busse umsonst auf den Autobahnen fahren können, während die DB AG Trassengebühren zahlen 
muss. Das all denen ins Stammbuch geschrieben, die die Entwicklung um unseren neuen 
Fernbusbahnhof begrüßen. 
 
Der neue Sozialbericht 2012 macht einmal mehr deutlich, dass die Armut in unserer Stadt weiter 
gestiegen ist. Für die Linke ist klar, dass wir aus dieser Not, aus dieser schlimmen Lebenslage so 
vieler Menschen, nur herauskommen, wenn der obszöne Reichtum in diesem Lande endlich umverteilt 
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wird, von oben nach unten. 
Dieser unfassbare Reichtum könnte - gerecht versteuert - zur Entlastung und Entschuldung unserer 
Stadt entscheidend beitragen. Wenn die Forderungen der Linken, des DGB und ihrer 
Einzelgewerkschaften und vieler anderer Organisationen umgesetzt würden (Einführung einer 
Millionärssteuer und Vermögenssteuer, Bekämpfung der Steuerflucht usw. usf.) ließen sich 
Mehreinnahmen von ca.100 Mrd. Euro pro Jahr erzielen. Dafür wird sich die Linke parlamentarisch und 
außerparlamentarisch mit ganzer Kraft einsetzen. 
 
Michael Dubielczyk 
(Bezirksvertreter) 

 

Haushaltsrede von Martina Ammann, 

Fraktionsvorsitzende 

18.03.2013 

Sehr geehrter Oberbürgermeister, Kolleginnen und Kollegen, sehr Damen und Herren, liebe 
Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
 
wir sind als Linksfraktion entschlossen, die Haushaltssanierung im Rahmen der Kooperation und in 
enger Zusammenarbeit mit dem Oberbürgermeister fortzuführen – ohne Sozialschweinereien, 
Privatisierungen und ohne Kahlschlag bei den sog. freiwilligen Leistungen, bei den Kita-Beiträgen, den 
Kulturausgaben, im Sportbereich, den Veranstaltungshallen, den Schwimmbädern und im 
Vereinsleben. 
 
Dies würde einen breiten Querschnitt unserer Stadtbevölkerung treffen. Wir sind auch gegen weitere 
Privatisierungen, weil damit wichtige kommunale Steuerungselemente verloren gingen. Dies 
macht  überhaupt keinen Sinn, weil uns dringend benötigte Dividendenzahlungen fehlen würden. Dazu 
hat die Kämmerei kürzlich noch einmal überzeugende Zahlen öffentlich gemacht. Wir erinnern nur an 
den Querverbund von Stadtwerken und DVG, ohne den unser Nahverkehrssystem nicht mehr 
finanzierbar wäre. 
 
Die Haushaltsprobleme von Duisburg und der kommunalen Ebene insgesamt sind strukturell bedingt. 
Dafür trägt seit Jahrzehnten der Bund die Hauptverantwortung. Dort getroffene Entscheidungen 
müssen von der Kommune umgesetzt werden – aber die ausreichende finanzielle Ausstattung fehlt vor 
Ort. Am Beispiel der Zuwanderung aus Südosteuropa wird  deutlich, wie lange Kommunen auf die 
Situation hingewiesen haben. Nachdem auch unser Bürgermeister Erkan Kocalar als 
Präsidiumsmitglied des Deutschen Städtetages schon seit über einem Jahr auf die Not der Stadt 
hingewiesen hat befasst sich nun endlich seit wenigen Wochen der Deutsche Städtetag mit der 
Situation,  Diese kommunalen  Probleme können nicht durch Einmalverkäufe und Privatisierungen 
städtischer Töchter gelöst werden. Schauen sie sich beispielsweise die Situation im 2007 
teilprivatisierten städtischen Klinikum an.  Wir LINKE halten die Entwicklung  dort für  ein 
abschreckendes Beispiel! Und ausgerechnet einem Konzern, bei dem nicht nur hier in Duisburg, 
sondern auch andernorts Kenner der Szene sich die Frage stellen: „Können die überhaupt 
Krankenhaus?“, -  will die Ratsopposition jetzt die restlichen 51 % überantworten? Dies, nachdem sie 
2007 nicht nur 49 % veräußert haben, sondern sie und ihr damaliger OB auch noch vorauseilend einen 
Managementvertrag eingegangen sind, der der Stadt als Mehrheitsgesellschafterin den Katzentisch bei 
allen zentralen Entscheidungen zuweist! Beschäftigte und Patienten erwarten zu recht etwas anderes 
von uns. 
 
Wir sind uns bewusst, dass auch dieser Haushalt nicht schmerzfrei umzusetzen ist, um den gesetzlich 
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vorgeschriebenen Jahresausgleich bis 2016 zu erreichen. Aber die Alternativen – massive 
Leistungsverschlechterungen und Verlust an öffentlicher Infrastruktur, wie sie von der Ratsopposition 
offen oder indirekt vorgebracht werden  - wären für die Mehrheit unserer Stadtgesellschaft weitaus 
schlimmer. 
 
Zusammen mit unseren Kooperationspartnern wollen wir das Stärkungspaktgesetz und die jährlichen 
Landeshilfen von 53,7 Mio. Euro nutzen, um wieder mehr Handlungsmöglichkeiten für unsere Stadt auf 
allen kommunalen Handlungsfeldern zu erreichen. Wenn das gelingt, ist das im Sinne von kommunaler 
Selbstverwaltung und Demokratie. Mit der Genehmigung des 12er-Haushalts und des Sanierungsplans 
haben wir Licht am Ende des Tunnels gesehen. Sie hat alle die Lügen gestraft, die ständig die Parole 
verbreiten, Rot-Rot-Grün könne nicht mit Geld umgehen. Wir wollen so schnell wie möglich aus der 
derzeitigen restriktiven Lage heraus und auch den Haushalt für 2013 genehmigt bekommen. 
 
Nach dem 12er Haushalt muss sich auch der diesjährige Haushalt an den Eckdaten des 
Sanierungsplans ausrichten. Durch verschiedene Faktoren – Verbesserungen wie Verschlechterungen 
in 2012 haben wir feststellen müssen, dass die Plandaten unter dem Strich nicht gehalten werden 
konnten. Des Weiteren halten auch wir es für richtig, eine Reihe von Maßnahmen anzupacken, die 
nicht länger aufgeschoben werden können. Ich nenne nur den U3-Ausbau, die längst überfällige 
Aktualisierung des Brandschutzbedarfsplans, weitere Hausmeisterstellen im Grundschulbereich und 
mehr Trainees und Azubis in der Verwaltung. 
 
Und: Der Haushalt 2013 soll ohne jegliche Kürzungen über die bereits im HSP festgeschriebenen 
hinaus verabschiedet werden. 
 
Aus diesen Überlegungen, meinen Damen und Herren, ergeben sich unabweisbar notwendige 
Kompensationen. Wir halten eine weitere Einnahmeverbesserung über die nochmalige Anhebung der 
Grundsteuer B in einem Schritt und ab 2013 auf 695 Punkte für vertretbar, um die fehlende 
Kompensation von rd. 16 Mio. Euro herzustellen. 
Das fällt uns nicht leicht, wenn wir die sozialen Auswirkungen abschätzen. Aber wir halten sie für 
richtig. Ich wiederhole: Alles andere wäre für die meisten Menschen unserer Stadt, die auf vielfältige 
kommunale Leistungen angewiesen sind, weitaus schlimmer. Wie im vorliegenden Sozialbericht 
dargestellt, haben Duisburger Privathaushalte landesweit das niedrigste Einkommen. Aber auch 
DuisburgerInnen mit wenig Geld haben ein Recht auf gesellschaftliche Teilhabe, z.B. an Kultur und 
Sport. Hartz IV-Betroffenen wird grundsätzlich die Grundsteuer B bei den Nebenkosten angerechnet. 
Aber die KdU-Übernahme ist gedeckelt und bedeutet, dass Hartz-IV-Betroffene den überschießenden 
Betrag übernehmen müssen. Gleiches gilt für Leute, die entgegen vorgeschriebener Wohnungsgrößen 
ihre Wohnungen nicht wechseln. 
 
Wir sehen auch kritisch, dass es Vermieter geben wird, die die Anhebung der Grundsteuer ausnutzen, 
um weitere Mieterhöhungen vorzunehmen. 
 
Für selbstgenutztes kleines Wohneigentum ist für eine solche Steuer kein Freibetrag vorgesehen. 
 
In zahlreichen Stadtteilen sind Wohneinheiten (nicht Quadratmeter!) unterschiedlichen Zustands in 
einer Bandbreite zwischen etwas über 80 Cent bis zu einigen Euro monatlich belastet. An der Spitze 
liegen Eigenheime in Rahm mit über 8 Euro pro Monat. Hartz IV-Betroffene sind nur teilweise betroffen, 
weil eine vom Vermieter durchgereichte Grundsteuer B bei den KdU anrechenbar ist. Zu den 
städtischen Mehraufwendungen bei den KdU kann die Kämmerei derzeit nur Schätzungen abgeben. 
Sie rechnet mit 400.000 Euro und mehr. Das wäre also nur ein  geringer Teil der erwarteten knapp 16 
Mio. Euro Mehreinnahmen durch die Erhöhung. 
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Die Linksfraktion sagt aber auch: kommunale Steuerschrauben dürfen nicht überdreht werden.  Wir 
sehen diese Steuererhöhung derzeit als Notnagel, die  bei einer gerechteren Finanzausstattung der 
Kommunen zurückgenommen werden muss. 
 
Mit uns ist keine weitere Erhöhung der Grundsteuer B auf Jahre hinaus mehr möglich. 
In der aktuellen Diskussion um Pro und Kontra der Hebesatz-Erhöhung wird aus unserer Sicht viel 
geheuchelt. Es wird der Eindruck erweckt, dass „die Stadt Mieterhöhungen beschließe“, dass wieder 
nur die Mieter aufs Korn genommen würden und dergleichen. Dazu sagen wir: Die Grundsteuer B ist 
eine Steuer für Grund- und Immobilienbesitzer. Wo steht eigentlich geschrieben, dass die einfach 
durchgereicht wird? Es soll Immobilienbesitzer geben, die das nicht tun. Darüber hinaus ist sie – im 
Unterschied etwa zur Gewerbesteuer – eine „Mehrklassensteuer“ – sie trifft Arbeit und Kapital, insoweit 
sie durchgereicht wird. Aber wir haben erleben müssen, dass Lobbyisten aus Handel und Industrie sich 
mit ihrer Kritik von der geplanten Erhöhung nur hinter „den Mietern“ verstecken und ihre ach so soziale 
Ader vorzeigen. Diese Steuer trifft z.B. auch die Stahlindustrie und großflächigen Einzelhandel, wovon 
es gerade in einer Stadt wie Duisburg viel gibt. Und da ist sie eine kleiner Kostenfaktor unter vielen und 
bedeutenderen. Das wird aber verschwiegen, wenn man sich nur hinter den „Mietern“ versteckt und die 
Menschen in unserer Stadt verrückt machen will. Man kann es aber auch anders auffassen: Wer sich 
nur hinter „den Mietern“ versteckt, der hat selbst offenbar keine wirklichen Probleme mit der Erhöhung. 
 
Meine Damen und Herren, dennoch können wir, wie bereits ausgeführt -  nur dazu raten, es mit dieser 
Hebesatz-Erhöhung bewenden zu lassen. Weitere Erhöhungen sind für die Menschen in Duisburg 
nicht mehr zumutbar. Sollte eine Situation eintreten, die durch gesamtwirtschaftliche 
Verschlechterungen, einen neuerlichen Absturz der Gewerbesteuereinnahmen oder ein 
Zusammenfallen von Gerichtsurteilen wie das bei der GMVA derzeit anhängige mit weiteren 
Negativentwicklungen von gewissen städtischen Töchtern, die auf den Haushalt durchschlagen, dann 
müssten wir mit Kommunalsicht und Land um verlängerte Ausgleichszeiträume sprechen. 
 
Wir tun, was wir können, um Schulden und Zinslast zu verringern und abzubauen, aber nicht um den 
Preis von massivem Sozial- und Leistungsabbau auf kommunaler Ebene. Eine nachhaltige Sanierung 
der Kommunalfinanzen – wir wiederholen das hier im Rat schon seit dem Jahre1999 - ist letztlich nur 
durch eine neue Bundespolitik möglich, die mit der Unterfinanzierung der gesetzlichen Aufgaben, die 
den Kommunen übertragen werden, endlich Schluss macht. Denn da liegt der Hase im Pfeffer. Und wir 
fügen hinzu: Sollte sich durch eine neue Bundespolitik, die endlich den Kommunen das zukommen 
lässt, was ihnen zusteht, die finanzielle Lage bedeutend verbessern, dann werden wir auf eine 
Rückführung des Grundsteuer B-Hebesatzes drängen. 
 
Wir weisen auch darauf hin, dass wir die Belastung des städtischen Haushaltes durch dramatische 
finanzielle Entwicklungen bei städtischen Betrieben und Beteiligungsgesellschaften nicht weiter 
akzeptieren werden. Wir brauchen ein besseres Controlling und „Frühwarnsystem“ wenn sich in 
städtischen Tochterunternehmen finanzielle und geschäftliche Probleme entwickeln. Dabei muss die 
Rolle des Rechnungsprüfungsamts gestärkt werden. 
 
Und noch etwas möchte ich für meine Fraktion ansprechen:  Neben den oben weiter skizzierten 
Haushaltsrisiken führt die Personalknappheit bereits heute in Teilen der Verwaltung zu kaum noch 
hinnehmbaren Zuständen: Überlastungssymptome, hohe Ausfallzeiten, eine Verärgerung des 
Publikums und die nicht mehr zeitgerechte Erledigung von pflichtigen Aufgaben sind zu registrieren. 
Der HSP stellt uns vor die Aufgabe, bis 2021 rd. 680 Stellen abzubauen. Die Hochlaufphase wird nach 
2016 sein, und zwar ohne betriebsbedingte Kündigungen, durch Verrentung und Fluktuation. Wir 
haben zwar ein Personalentwicklungskonzept eingefordert, aber das ist noch nicht im Ansatz erstellt. 
Wir werden die Lage sehr genau beobachten. Und sollte sich zeigen, dass ein derart umfangreicher 
Stellenabbau nach Ausschöpfung aller Ringtauschmöglichkeiten und Umorganisation immer mehr die 
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Gefahr mit sich bringt, dass pflichtige Aufgaben und Aktivitäten, die wir erhalten wissen wollen, nicht 
mehr wahrgenommen werden können, dann müssen wir über Machbarkeit und Zulässigkeit sprechen. 
Dann müssen wir uns ernsthaft über alternative Kompensationen bemühen. 
 
Meine Damen und Herren, die Linksfraktion bedankt sich bei der Verwaltung für ihre intensive Arbeit 
am Haushaltsentwurf. Wir bedanken und auch bei allen, die Vorschläge im Rahmen der 
Bürgerbeteiligung eingebracht haben. Schon im September wird die nächste Haushaltsrunde 
eingeläutet, um in den Rhythmus zu kommen, der gesetzlich vorgeschrieben ist. Mit den heutigen 
Rahmensetzungen besteht die große Chance, dass wir uns dann auf Aktualisierungen beschränken 
können. Die Linksfraktion hält an ihrem bisherigen Kurs im Rahmen der Kooperation fest und wird dem 
Haushalt 2013 sowie der Fortschreibung des Sanierungsplans zustimmen. 
 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

 

Haushaltsrede 2014 BV Hamborn 27.09.2013 

Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, 

 
vor uns liegt der Entwurf zum Haushalt der Stadt DU und des Bezirks Hamborn für das Haushaltsjahr 
2014, es ist quasi die Fortführung des letzten Haushalts. 
Zunächst einmal das Positive: Er kommt ohne Sozialschweinereien, insbesondere im sozialen und 
kulturellen Bereich aus. Und was nicht vergessen werden darf: Die letzen beiden von der rot-rot-grünen 
Ratsmehrheit verabschiedeten Haushalte fanden den Segen der Kommunalaufsicht. Mit dem heute 
vorliegenden Entwurf haben wir in weiten Teilen eine Fortschreibung des Haushalts 2013 im Rahmen 
des gesetzlich vorgeschriebenen Haushaltssanierungsplans. Meine Fraktion ist überzeugt, dass auch 
dieser Haushalt genehmigt werden wird. 
Und der neue Haushalt beinhaltet einige unserer Vorhaben der rot-rot-grünen Ratskooperation, u.a. die 
Einführung eines Sozialpasses mit Vergünstigungen für weniger gut Betuchte und Bedürftige, damit 
auch diese Menschen besser am gesellschaftlichen Leben in unserer Stadt teilnehmen können. Anders 
als die bisherige Familienkarte, die zwar Familien mit Kindern unabhängig vom Einkommen unterstützt, 
nicht aber sozial benachteiligte Kinderlose. 
Wir übersehen allerdings nicht eine Reihe von Risikofaktoren im Rahmen des 
Haushaltssanierungsplans, auf die die Kommunalaufsicht ebenfalls zu Recht hinweist. Diese Faktoren 
liegen aber aus unserer Sicht weitge-hend außerhalb des Einflussbereichs der Kommune, ich nenne 
nur Steuerentwicklung und Zuwanderung im Rahmen der EU. Hier sind vor allem Bund, Land und EU 
gefordert. 
Auch das lange erwartete Zentrum der Erinnerung (bisheriger Arbeitstitel: NS-Dokumentationszentrum) 
ist endlich auf den Weg gebracht. 
Doch in einem Punkt muss ich auch heftige Kritik anbringen, zu einem leidigen Thema, dass ich in 
früheren Jahren schon regelmäßig bemängeln musste: Der Haushalt wurde am Montag, dem 9. 
September im Rat ein-gebracht. Erst mehr als eine Woche später steht der Entwurf den 
Bezirksvertretern zur Verfügung. Wieder ein-mal nur eine Woche Zeit, den umfangreichen Entwurf zu 
studieren und in den Fraktionen zu beraten. Für be-rufstätige Freizeitpolitiker ein Unding! Eine 
umfassende Beschäftigung, ein Klären von offenen Fragen ist in der Kürze dieser Zeit eigentlich gar 
nicht möglich. Zum Glück müssen wir hier und heute nur über die bezirklichen Ansätze entscheiden. 
 
Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, 
kommen wir also zum Bezirk Hamborn: 
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Es freut uns, dass unser Bezirk ein Vorreiter bei der Errichtung Sekundarschule in Duisburg ist. Mit der 
neuen Sekundarschule sind wir auf einem guten Weg für eine bessere schulische Bildung unserer 
Kinder. 
Die neue Sporthalle neben dem attraktiven Rhein-Ruhr-Bad geht endlich ihrer Fertigstellung entgegen. 
Eine letzte,  unnötige Verzögerung gibt es allerdings bei der Einrichtung der Halle. Hier hat das IMD 
viel zu spät ausgeschrieben! 
Der Ausbau der Verkehrs-Infrastruktur im Stadtbezirk, besonders für den jahrzehntelang 
vernachlässigten Radverkehr, ist wieder ein gutes Stück vorangekommen, z.B. mit neuen Radfahr- 
bzw. Schutzstreifen auf der Markgrafenstraße, der Schreckerstraße und der Kaiser-Friedrich-Straße. 
Für 2014 sind weitere Abschnitte wie auf der Otto-Hahn- und Schlachthofstraße vorgesehen. 
Der neue Recyclinghof der städtischen Wirtschaftsbetriebe am Holtkamp wurde soeben eröffnet. Er ist 
muster-gültig und beseitigt die vielen organisatorischen und verkehrlichen Engpässe der alten 
Einrichtung an der Boschstrasse. 
Auch im Botanischen Garten geht es voran. Die Neugestaltung nimmt ganz passable Formen an. Ach 
die engagierten Bürger – insbesondere vom Verein für Aquaristik, die Fuchsienfreunde und der Verein 
für den Bür-gergarten - sind offensichtlich zufrieden. Wir wünschen uns, dass das ganze inklusive des 
neuen Zugangs an der Beecker Straße schneller vorankommt. 
Toll ist auch der neue offene Bücherschrank der Bürgerstiftung am Altmarkt, der vom ersten Tag an 
sehr gut angenommen wurde. Unser Ratsherr Hermann Dierkes hat ja auch zur Erstbestückung 
beigetragen. 
Da wir gerade am Altmarkt sind: Nachdem der Investor für ein Einkaufszentrum im Frühjahr 
abgesprungen ist, tut sich jetzt auch hier etwas. Wir haben gerade die Planungen der Fachverwaltung 
gehört. Das war sehr posi-tiv! Es gibt unterschiedliche Planungsvarianten, die neben Einzelhandel 
auch Wohnen oder Dienstleistung be-inhaltet, kleinteilige oder mittelgroße Strukturen sind denkbar. 
Auch der Altmarkt wird mit einbezogen. Der Alt-markt ist und bleibt – in der einen oder anderen Form - 
für das Herz von Hamborn ein wichtiger Impulsgeber. Er ist viel zu schade, um außerhalb der Märkte 
nur als Parkplatz zu dienen. Vor allem der viel zu starke Verkehr auf den Wegen längs des Marktes 
sollte unterbunden werden. Dazu soll es auch noch eine umfassende Beteiligung der Bürger und der 
Geschäftswelt geben. Weiter so! 
In der ehemaligen Kaufhalle ist ein medizinisches Zentrum entstanden und inzwischen gut belegt. 
Das Zentrum von Marxloh stabilisiert sich weiter. Hier gibt es im Hauptgeschäftsbereich fast alles – 
außer dauerhaften Leerständen bei den Einzelhandelsflächen. Das ist erfreulich. 
Mit Ostermann wird sich ein Möbelhaus mit 50.000 qm Verkaufsfläche an der Grenze zu unserem 
Stadtbezirk ansiedeln, die Eröffnung ist schon für Ende nächsten Jahres geplant. 
Ein leidiges Thema ist und bleibt der Öffentliche Personen-Nahverkehr. Überfüllte Busse und Bahnen, 
Ausfall von Fahrzeugen, Schüler, die nicht rechtzeitig zur Schule kommen, Arbeitnehmer, die ihren 
Arbeitsplatz nicht zuverlässig erreichen können. Ein Verkehrsunternehmen, das bei der Planung für 
neue Fahrzeuge eher Slalom fährt als eine geradlinige Strategie. Es herrscht dringender 
Handlungsbedarf. Es zeigt sich, wie wichtig ein neuen Nahverkehrsplan für Duisburg ist. Der ÖPNV ist 
chronisch unterfinanziert. Hierin sehen wir eine der wichtigsten Aufgaben für die kommenden Jahre, für 
die nächste Legislaturperiode. 
 
Meine Damen und Herren, 
viele Dinge kann die Politik leider nur begrenzt beeinflussen, so z.B. bei dem Investor zum geplanten 
FOC. Hier teilen wir die Sorgen vieler um die Solvenz des Entwicklers. Wir brauchen nach wie vor die 
Entwicklung des Geländes und eine sinnvolle Verwertung der beiden städtischen Großruinen. 
Wenn diesem Projektentwickler nach so vielen Jahren der Vorbereitung und Auseinandersetzung die 
Puste ausgeht, ist das bedauerlich. Notfalls muss ein anderer Investor gefunden werden. Wir wollen 
keinen Scherbenhaufen an dieser Stelle. Das haben auch die Zweidrittel der Mieter nicht verdient, die 
inzwischen mit angemessener Unterstützung die Zinkhüttensiedlung verlassen haben und weit 
überwiegend in andere Wohnungen im Duisburger Norden umgezogen sind. 
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Die Leitung der Firma Grillo, die sich wieder einmal vehement in die Diskussion eingeschaltet hat und 
offenbar interne Gutachten nicht so unter Kontrolle hat, wie man es erwarten könnte, verfolgt leider 
ausschließlich Eigeninteressen, nämlich die Erweiterung ihrer (Schwefeldioxid-) Anlagen und will ihre 
Rechtsposition stärken. 
Das steht im merkwürdigen Gegensatz zu anderen Positionierungen. Herr Grillo hat in seiner 
Eigenschaft als BDI-Präsident soeben erst für eine Investitionsoffensive plädiert. Wir möchten ihn beim 
Wort nehmen. Aber das gilt dann generell und nicht nur für sein Unternehmen. 
Das Genehmigungsverfahren der Grillo - Erweiterung läuft zurzeit, leider völlig an der 
Bezirksvertretung vorbei! Grillo schießt wohl in erster Linie gegen die Neuansiedlung und will bei 
eigenen künftigen Erweiterungen nicht auf mögliche neue Nachbarn Rücksicht nehmen müssen. Was 
machen wir dann mit den vielen Geschäften im Stadtteil? Wir sind davon überzeugt, dass in einem 
zentral geführten FOC im Gefahrenfall auch Einzelgeschäfte deutlich schneller reagieren können als 
der normale Einzelhandel. Wenn der Grillo-Vorstand meint, dass sein Bestandsschutz für diesen 
gefahrgeneigten Betrieb absoluten Vorrang habe, müsste die Stadt eigentlich umgehend reagieren und 
sämtlichen Einzelhandel im Gefahrenbereich in Marxloh einschließlich der deutschlandweit bekannten 
Brautmodenmeile sofort schließen. Auch die im Gefahrenbereich liegenden Schulen und das 
Krankenhaus müssten dort dann weg. Sie alle haben zwar ebenfalls Bestandsschutz, aber wer will 
denn hier für die Sicherheit garantieren? 
Zur Klarstellung: Wir wollen Grillo nicht aus Hamborn vertreiben, sondern lediglich dass sie ihre 
Sicherheits-standards endlich dem heutigen Stand der Technik anpassen! Und daran sollten eigentlich 
alle ein Interesse haben. 
Wir erwarten schlicht und einfach ein Entgegenkommen des Unternehmens. Es wäre im Interesse 
Hamborns und unserer Stadt. 
 
Ein weiteres brisantes Thema sind die Flüchtlingsfrage und die Neuzuwanderung in Duisburg und auch 
im Bezirk Hamborn. Eigentlich zwei völlig verschiedene Themen, die aber in der Bevölkerung und von 
politischen Brandstiftern immer wieder vermischt werden. 
Die Zuwanderer, vorwiegend aus Südosteuropa, sind EU-Bürger wie wir und haben das Recht, sich 
überall in der Europäischen Union niederlassen, so auch in Duisburg. Ihr momentanes Problem: Sie 
dürfen keiner Erwerbsarbeit nachgehen. Damit haben sie keinen Einkommensnachweis und 
bekommen im normalen Wohnungsmarkt keinen Wohnraum. Das treibt diese Menschen in die Hände 
skrupelloser Vermieter, die ihre Wohnungen matratzenweise vermieten und skrupellos überbelegen. 
Mit all den bekannten Problemen wie u.a. auch Müll oder Lärm. Das ist menschenunwürdig! Ab 1. 
Januar 2014 steht für diese Menschen auch der Arbeitsmarkt offen. 
Es werden weitere Kosten auf Duisburg zukommen. Kosten, die uns letztlich die verfehlte EU-Politik 
aufbürdet. Das riesige Sozialgefälle in der EU und die riesigen Unterschiede in der Wirtschafts- und 
Steuerkraft sind das Kernproblem. Hier sind Bund und die EU in der Pflicht! Es ist einfach unanständig, 
die Kommunen allein zulassen und die Probleme zu leugnen. Aber wir warnen davor, diese überfällige 
politische Debatte zu vermeiden und alles auf dem Rücken der Menschen auszutragen. Wohin soll das 
führen? 
Auf der anderen Seite stehen die Flüchtlinge aus Krisen- und Bürgerkriegsgebieten. Wir stehen 
grundsätzlich an der Seite der Menschen, die Hilfe brauche. Zahlreiche Menschen machen sich 
aufgrund gewaltsamer Konflikte und Verfolgung - ursächlich nicht zuletzt auch ein Ergebnis 
jahrzehntelang verfehlter Politik „des Westens“ - immer wieder auf einen schwierigen und ungewissen 
Weg in andere Länder. Viele wurden Opfer von Gewalt, haben Familienangehörige verloren, mussten 
Hab und Gut zurücklassen, bangten um ihr Leben. Wir tragen eine gemeinsame Verantwortung, um 
den uns vom Land zugewiesenen Menschen eine sicherere und menschenwürdige  Zuflucht zu 
ermöglichen. 
Natürlich kritisieren wir die falsche Politik von Bundesregierung und EU, die in vielen Fällen Konflikte 
nicht lö-sen hilft, sondern verstärkt, wie im Fall Syriens. Das darf aber nicht auf dem Rücken der 
Flüchtlinge ausgetra-gen werden. 
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Wir nehmen aber auch die Sorgen der Bürgerinnen und Bürger in Neumühl und anderswo ernst. 
Sorgen und Ängste dürfen aber nicht in irrationale Ablehnung und Hass umschlagen. Flüchtlinge 
dürfen nicht zu Sünden-böcken gemacht werden. Probleme müssen gelöst werden. Die Unterbringung 
der Flüchtlinge in großen Ge-meinschaftsunterkünften oder Containern kann höchstens eine 
kurzfristige Übergangslösung sein. 
Das Barbara-Krankenhaus in Neumühl ist sicherlich nicht der geeignetste Ort, um die uns vom Land 
zugewie-senen Flüchtlinge aufzunehmen. Das ist der Akzeptanz und Eingliederung der Flüchtlinge 
abträglich. 
Wir brauchen dezentrale Unterbringung in Wohnungen des gesamten Stadtgebiets. Wir brauchen eine 
Politik der ausgestreckten Hand. St.-Florians-Prinzip und Gehässigkeiten dürfen keinen Platz in 
Duisburg haben. In diesem Sinne ist Handeln statt Hetzen angesagt. Das Grundrecht auf Asyl und 
Hilfe in der Not sind nicht nur historische Verpflichtung, sondern vor allem Ausdruck gelebter 
Solidarität, 
 
Herr Bezirksbürgermeister, meine Damen und Herren, 
lassen Sie mich zum Abschluss noch auf die von uns seit Jahren eingeforderte Bürgerbeteiligung 
eingehen. Wir forderten das schon weit vor Einführung des ersten Haushaltstags in Hamborn im Jahr 
2005. Es gab mehrmals Beschlüsse in der BV und auch im Rat, den Bürger endlich nicht nur zu 
informieren, sondern ihn auch Vorschläge machen und ihn ein Votum abgeben zu lassen, ohne die 
letztendliche Entscheidung des Rates der Stadt auszuhebeln. 
Seit dem vergangenen Jahr gibt es für die Bürgerinnen und Bürger zumindest im Internet die 
Möglichkeit einer Beteiligung. Doch ist dieses Instrument noch sehr stark verbesserungsbedürftig. Die 
Verwaltungsvorlagen wer-den ja kaum von den Politikern verstanden, wie soll da der normale Bürger 
durchblicken? Hier ist noch eine große Aufgabe für die Stadtspitze und Verwaltung, dieses Portal so zu 
gestalten, dass auch der normale Bürger die einzelnen Projekte verstehen und sich einbringen kann. 
Zumal es die Haushaltstage zur Information der Bürgerinnen und Bürger nicht mehr gibt, was wir sehr 
bedauern. Wir fordern den OB und die Verwaltung auf, bei künftigen Haushaltsberatungen, die 
bürgerfreundlichen Haushaltstage wieder einzuführen und dabei den Bürgern auch die Möglichkeit 
einzuräumen, Anregungen zum Haushalt machen zu können. 
 
Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen 
ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! 
Herbert Fürmann 
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE 
In der BV Hamborn 

 

Haushaltsrede 2014 BV Meiderich/Beeck 30.09.2013 

Sehr geehrte Frau Bezirksbürgermeisterin, meine Damen und Herren, 
 
wieder einmal war sehr wenig Zeit für die Kenntnisnahme des umfangreichen Haushaltsplanentwurfes, 
die Diskussion in unserer Fraktion ist daher auch bei weitem nicht abgeschlossen. 
Die folgende Stellungnahme kann daher auch nur eine vorläufige sein. 
Erleichtert wird sie allerdings durch die Tatsache , dass der Haushalt 2014 - soweit mir ersichtlich - in 
weiten Teilen eine Fortschreibung des 2013er Haushaltsplanes ist und keine neuen sozialen Härten 
erkennen lässt. Im Gegenteil: 
Auf 2 neue erfreuliche Positionen möchte ich hinweisen, auf die unsere Fraktion auch in 
der Vergangenheit besonders Gewicht gelegt hat: Die Einführung eines Sozialpasses, der   auch 
finanziell Benachteiligte besser am gesellschaftlichen Leben unserer Stadt teilnehmen lässt und das 
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lang erwartete Zentrum der Erinnerung (NS-Dokumentationszentrum) 
 
Da der Haushalt 2013 genehmigungsfähig war besteht berechtigte Hoffnung zu der Annahme, dass 
auch der jetzige Haushaltsplan genehmigungsfähig sein wird, und der Stadt erneut ein Minimum an 
eigener Planungshoheit zurück gibt. Wobei allerdings große Risiken nicht zu übersehen sind, z B. das 
Ausbleiben erwarteter Dividenden aus Städtischen Beteiligungen und soziale Kosten aus der 
Aufnahme von Bürgerkriegs- und Armutsflüchtigen. 
Womit ich den Bogen spannen möchte zu den Bezirksangelegenheiten, die ja heute unser 
Hauptanliegen sind: 
Bei allem verständlichen Verdruss über die (klammheimliche) Wiederbelebung des 
Asylbewerberheimes in der Helmholzstraße, nachdem die Bürger im Rahmen von Duisburg 28 ganz 
andere Vorhaben für das betreffende Gelände  diskutiert hatten: 
„Wir in Meiderich/Beeck miteinander“ muss auch für Menschen gelten, die vor Krieg, rassistischer 
Diskriminierung und extremer Armut bei uns Zuflucht suchen. Wobei (entgegen jeder St. Florians-
Politik) eine faire Beteiligung aller Stadtteile und vor allem eine ausreichende Finanzierung dieser 
Gemeinschaftsaufgabe durch Bund und Land sehr hilfreich bis unerlässlich wäre. 
Jetzt zu den konkreten bezirklichen Daten (die von uns zu entscheidenden Positionen sind ja seit alters 
leider sehr begrenzt): 
Erfreulich, dass die Mittel zur Pflege des Ortsbildes trotz Sparzwanges nicht noch weiter geschmälert 
wurden (und bei genehmigtem Haushalt auch tatsächlich rechtzeitig zur Verfügung stehen würden). 
Weniger erfreulich oder mindestens erklärungsbedürftig ist die geplante Minderung der Mittel zur 
Bereitstellung öffentlicher Verkehrsflächen von 689.803,00 Euro 2014 auf 27.069,00 Euro in 2015. 
Weitere Lichtblicke sind aus meiner Sicht wiederum die Bereitstellung von Mitteln für die 
Umgehungsstraße Meiderich und die  Stadterneuerung Laar und nicht zuletzt (aus meiner Sicht als 
Anrheiner) die Mittel für die Deichertüchtigung Laar. Der Klimawechsel lässt grüßen hoffentlich 
kommen sie rechtzeitig ! 
 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit für diese (aus oben genannten Gründen) bruchstückhaften 
Ausführungen. 
 
Dr. med. D. Feldmann 

 

Haushaltsrede 2014 im Rat der Stadt 

Duisburg 

11.11.2013 

Die Haushaltslage in Duisburg ist weiterhin dramatisch. Mit der Erhöhung der Grundsteuer B im letzten 
Haushalt und anderen Maßnahmen konnten wir dringende Ausgaben sicherstellen und brauchen heute 
nicht über weitere Kürzungen und Gebührenerhöhungen reden. Der Haushaltssanierungsplan, die 
jährlichen Hilfen des Landes aus dem Stärkungspaktgesetz und unsere eigenen, enormen 
Anstrengungen während der letzten Jahre geben uns einen gewissen Spielraum für die kommunale 
Selbstverwaltung. Die Kommunalaufsicht hat die Haushalte der Kooperation für 2011, 12 und 13 
genehmigt. Wir sind optimistisch, dass auch der jetzt vorliegende Haushalt für 2014 
genehmigungsfähig ist. 
 
Aber unsere Handlungsspielräume bleiben weiterhin sehr eng. Zinsschwankungen und 
Verschlechterungen der Wirtschaftskonjunktur – wir verweisen nur auf die problematische Entwicklung 
der Gewerbesteuereinnahmen - können die  Haushalts-planung massiv gefährden. Aktuelle Probleme, 
Fehler und Fehlentwicklungen aus der Vergangenheit auf Bundes-, Landes-, aber auch auf 
kommunaler Ebene drohen uns immer wieder einzuholen. Wir schauen deshalb sehr kritisch auf die 
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derzeit stattfindenden Koalitionsverhandlungen in Berlin und erwarten von dort klare Signale für eine 
auskömmliche Finanzierung der Kommunen, gerade was die Umsetzung von Bundesgesetzen und die 
Wahrnehmung allgemeiner Aufgaben betrifft, die über die Verantwortung einer einzelnen Kommune 
hinausgehen. 
 
Auch im kommenden Haushaltsjahr werden wir viele sprichwörtliche „Baustellen“ zu bearbeiten haben. 
Nicht nur die vielen Löcher in unseren Straßen und überalterten Brücken, sondern weitere Themen, die 
dringlich sind, wie der U-3-Ausbau, die Zuwanderung aus Südosteuropa, die gesteigerten 
Herausforderungen, insbesondere für Arbeitsmarkt, Sozialpolitik, Kultur und Verwaltung; der gewaltige 
Investitions-bedarf der DVG, die großen Linien der Stadtentwicklung, aber auch viele ganz konkrete 
Projekte und, und, und. 
 
Wir werden als Linksfraktion die Haushaltssanierung im Rahmen der Kooperation und in enger 
Zusammenarbeit mit dem Oberbürgermeister fortführen –  insbesondere um soziale Einrichtungen, 
Kultur- und Bildungsangebote, sozial tragbare Elternbeiträge für Kindergärten sowie Seniorentreffs und 
Beratungsstellen zu sichern oder vertretbare Lösungen zu finden, wie beim Kombibad Homberg. Das 
Bad bleibt öffentlich, aber die Trägerschaft im Hallenbadbereich geht, der Not gehorchend, bis auf 
Weiteres auf den Stadtsportbund über. Angesichts der prekären Haushaltslage werben wir für den nun 
gefundenen erweiterten Kompromiss. Der Freibadebereich bleibt bei Duisburg Sport und ist ohne 
Vereinsmitgliedschaft nutzbar. Der erhöhte Betriebskostenzuschuss an Duisburg Sport von jährlich 
300.000 Euro fällt nicht leicht. Er soll ohne unsoziale Eingriffe in anderen Bereichen erbracht werden. 
Ein Ergebnis unserer verbesserten Spielräume ist auch der Beginn des für unsere Stadt längst 
überfälligen NS-Doku-Zentrums, das seinen endgültigen Platz im Stadthistorischen Museum finden 
wird. Gerade angesichts bedenklicher Stimmungen in Teilen unserer Stadtgesellschaft gegenüber 
Minderheiten und der Umtriebe von neuen Rattenfängern – auch in den letzten Monaten halten wir es 
für wichtiger denn je. Es soll zeigen, wohin die Zerschlagung der demokratischen Eckpfeiler und die 
Unterdrückung der Arbeiterbewegung, wohin Missachtung der Menschenwürde und Rassismus, 
übersteigerter Nationalismus und Eroberungsdrang geführt haben und führen. 
 
Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen, 
 
die Linksfraktion lehnt Privatisierungen ab, weil wir die öffentliche Daseinsvorsorge erhalten wollen und 
sie für Bürgerinnen und Bürger bezahlbar bleiben muss. 
 
Mit Privatisierungen – wie z.B. die des Klinikums in 2007 – gehen wichtige demokratische 
Steuerungselemente verloren, dringend benötigte Dividenden-zahlungen bleiben am Ende aus und der 
Nutzen für den Bürger ist mehr als fraglich. 
 
Wir wollen nicht in eine Situation geraten wie etwa die Stadt Wuppertal, die darüber nachdachte, 
Kinderspielplätze zu schließen und die freiwerdenden Grundstücke zu verkaufen. 
 
Aber wir müssen auch dafür sorgen, dass unsere öffentlichen Beteiligungsbetriebe effizient und 
kompetent geführt werden. Aufgabenfestsetzung, Rechtsform und Controlling gehören auf den 
Prüfstand. Haarsträubende Dinge wie die selbstverschuldete Krise unserer Wohnungsbaugesellschaft 
dürfen sich nicht wiederholen. Wir wollen nur daran erinnern, dass es die Kooperation war, die die 
Rechtsformänderung bei der Gebag durchgesetzt hat, um die Rechte des Rates zu stärken, dass die 
IDE in die Kernverwaltung zurückgeführt wurde, dass eine neue Einkaufsorganisation auf den Weg 
gebracht wurde usw. 
 
Auch wir bewerten die erfolgte, rückläufige Verschuldung im städtischen Haushalt als positiv – sehen 
aber auch die Schmerzgrenzen auf dem weiteren Weg. 
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Eine Rücknahme oder Aussetzung der beschlossenen, stufenweisen Erhöhungen von Realsteuern – 
wie es die CDU beantragt - kommt für uns nicht in Frage. Sie wäre sozial nicht kompensierbar, von der 
zu erwartenden Reaktion der Kommunalaufsicht ganz zu schweigen. 
 
Dennoch ist es richtig, dass wir eine weitere Belastung von Bürgerinnen und Bürgern für  nicht mehr 
zumutbar halten. Immer noch ist das Einkommen privater Haushalte in Duisburg eines der niedrigsten 
in NRW.  Die anhaltend hohe Zahl von Erwerbslosen, Überschuldeten, prekär Beschäftigten und 
Aufstockern wird sich auch im kommenden Haushaltsjahr auf die Sozialkosten im städtischen Haushalt 
auswirken. 
 
Vor diesem Hintergrund halten wir die Kürzung der Arbeitsförderprogramme durch 
die  Bundesregierung für völlig falsch und für die Kommune äußerst belastend. Die 
Wohlfahrtsverbände warnen zu Recht vor der drohenden Schließung von Projekten, die Menschen bei 
der beruflichen Qualifizierung unterstützen, sie in Beschäftigung bringen können und die Kosten für die 
Stadt verringern. 
 
Auch hier werden wir sehr kritisch verfolgen, was die Koalitionsverhandlungen in Berlin anstreben. 
 
Wir werden uns nachdrücklich für die Teilnahme aller Duisburgerinnen und Duisburger am sozialen 
und gesellschaftlichen Leben ein – unabhängig von ihrem Geldbeutel ein. Im Rahmen unserer 
Kooperation mit SPD und Grünen haben wir die Einführung des Sozialpasses für Menschen mit 
Niedrigeinkommen eingebracht. Wir sind sehr froh, dass auch im Rahmen des HSP die grundsätzliche 
Einführung eines solchen Sozialpass ab 2014 möglich war. Er muss in den nächsten Jahren ausgebaut 
werden, was das Leistungsspektrum betrifft, sobald wir finanziell dafür Möglichkeiten sehen. An dieser 
Stelle bedanken wir uns auch bei der Verwaltung für die gute Zusammenarbeit. 
 
Für die ermäßigten Eintritte in städtische Bäder, Museen und Theater wird der Sozialpass nicht mehr 
mit dem Vorzeigen von Bescheiden für Arbeitslosengeld, Hartz-IV-Bezug und Grundsicherung im Alter 
verbunden sein. Ein Schwelle, die  immer noch viele Menschen mit niedrigem Einkommen von einer 
Nutzung dieser Einrichtungen abhält. 
 
Neben einer Teilnahme an Sport- Kultur- und Freizeitangeboten ist auch bezahlbare Mobilität mit Bus 
und Bahn für die alle Bürgerinnen und Bürger notwendig. Das bestehende Sozialticket ist immer noch 
zu teuer für Menschen, die mit jedem Cent rechnen müssen. Hier muss das Land dringend 
nachbessern. 
 
Wir sehen auch in Duisburg trotz der Übernahme der Kosten der Grundsicherung im Alter durch den 
Bund neue Altersarmut  auf uns zukommen. 
 
Am Beispiel der anhaltend hohen Zahl von Stromsperren ist erkennbar, das bezahlbare Energie nicht 
mehr für alle selbstverständlich ist. Wir möchten in den nächsten Jahren daran mitwirken, dass wir zu 
Lösungen kommen, die  allen DuisburgerInnen – unabhängig vom Geldbeutel - Zugang zu Energie 
sichert  und  gleichzeitig die wirtschaftliche Grundlage für das städtische 
Energieversorgungsunternehmen gewährleistet . 
 
Die Aktivitäten von Wohlfahrtsverbänden, karitativen Einrichtungen und Kirchengemeinden wie die 
Duisburger Tafeln, Kleiderkammern und offenen Bücherschränken halten wir für sehr anerkennens- 
und unterstützenswert – diese Angebote können aber die Unterversorgung der Kommunen für die 
notwendigen Sozialbedarfe nicht ausgleichen. 
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Im Rahmen der Haushaltsberatungen liegen dem Rat auch die Geschäftsberichte und 
Jahresabschlüsse der städtischen Tochtergesellschaften und Beteiligungsunternehmen vor. 
 
Wir weisen auch darauf hin, dass wir der Belastung des Haushaltes durch dramatische finanzielle 
Entwicklungen bei städtischen Beteiligungsgesellschaften weiter gegensteuern wollen. Insbesondere, 
wenn es sich um unverantwortliches Eigenverschulden handelt oder um Folgen aus politischen 
Entscheidungen, für die z.B. der Bund die Verantwortung trägt, wie in der Energiewirtschaft. Wir 
brauchen ein besseres Controlling und „Frühwarnsystem“ wenn sich in städtischen 
Tochterunternehmen finanzielle und geschäftliche Probleme entwickeln. Dabei müssen die 
Möglichkeiten des Amts für Beteiligungen und des Rechnungsprüfungs-amts noch stärker zum Tragen 
kommen. 
 
So hat sich die Situation am Klinikum aus unserer Sicht nicht verbessert. Für die dringend benötigte 
Dividendenzahlung in den städtischen Haushalt gibt es derzeit keine Signale. Wir halten das Agieren 
des Sanakonzerns nicht für zielführend, um Geschäftsabschlüsse zu erreichen, die die Interessen der 
Stadt als Mehrheitsgesellschafterin sichern. Wir brauchen eine Vertragsrevision und sind sehr dafür, 
uns mit verlässlichen Akteuren neu aufzustellen. 
 
Unsere Fraktion wird den  Vorschlägen zur Entwicklung und dem vorgelegten Zukunftsmodell der 
GMVA zustimmen, obwohl das Gründungsmodell der GMVA von 2000/01, den damals beschrittenen 
Weg der Schuldenbewältigung  und die Forfaitierung der Forderungen an eine Bank kritisch bewertet 
und abgelehnt haben. Wir sehen derzeit keine Alternative zur Gründung einer GMVA II, die 
auskömmliche Preise kalkulieren kann, um die drohende Insolvenz abzuwenden und dem damit 
verbundenen Verlust von über 200 Arbeitsplätzen. 
 
Mit Sorge sehen wir auch die Situation der Beschäftigten in der Verwaltung. Im Konzern Stadt 
Duisburg gibt es eine enorme Personalknappheit in einzelnen Bereichen, die sowohl für die 
MitarbeiterInnen als auch für die BürgerInnen zu hohen Belastungen und Geduldsproben führt. Das 
HSP sieht vor, bis 2021 ca. 680 Stellen abzubauen - ausschliesslich durch Nutzung der 
altersbedingten und freiwilligen Fluktuation. Wir halten eine Umsetzung dieser Personalentwicklung nur 
für möglich, wenn in enger Zusammenarbeit mit der Personalvertretung ein schlüssiges 
Personalentwicklungskonzept erstellt wird, was sowohl die Sicherung der kommunalen Aufgaben, den 
verantwortbaren Einsatz des Personals und das berufliche Fortkommen berücksichtigt. Mit dem 
beschlossenen Ausbildungs- und Übernahmekorridor haben wir dazu bereits einen wichtigen Baustein. 
Die vermehrte Ausbildung und Übernahme von Migranten bleibt für uns unverzichtbar, um 
perspektivisch zu erreichen, dass sie die Zusammensetzung unserer Stadtgesellschaft auch in der 
Verwaltung wiederspiegelt. Das ist nicht nur eine Frage von Demokratie und Gleichstellung. Das hilft 
auch viele Alltagsprobleme zu lösen. 
 
Meine Damen und Herren, die Linksfraktion bedankt sich bei der Verwaltung für ihre intensive Arbeit 
am Haushaltsentwurf. Wir bedanken und auch bei allen, die Vorschläge im Rahmen der 
Bürgerbeteiligung eingebracht haben. Die Linksfraktion hält an ihrem bisherigen Kurs im Rahmen der 
Kooperation fest und wird dem Haushalt 2014 sowie der Fortschreibung des Sanierungsplans 
zustimmen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

 

 


